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Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 2. (1) … Artikel 2. (1) … 
(2) … (2) … 
 (3) Änderungen im Bestand der Länder oder eine Schmälerung der in diesem 

Absatz und in Art. 3 vorgesehenen Rechte der Länder bedürfen auch 
verfassungsgesetzlicher Regelungen der Länder. 

Artikel 3. (1) … Artikel 3. (1) … 
(2) Eine Änderung des Bundesgebietes, die zugleich Änderung eines 

Landesgebietes ist, ebenso die Änderung einer Landesgrenze innerhalb des 
Bundesgebietes kann – abgesehen von Friedensverträgen – nur durch 
übereinstimmende Verfassungsgesetze des Bundes und jenes Landes erfolgen, dessen 
Gebiet eine Änderung erfährt. 

(2) Staatsverträge, mit denen die Bundesgrenzen geändert werden, dürfen nur mit 
Zustimmung der betroffenen Länder abgeschlossen werden. 

 (3) Grenzänderungen innerhalb des Bundesgebietes bedürfen übereinstimmender 
Gesetze des Bundes und der betroffenen Länder. Für Grenzbereinigungen innerhalb 
des Bundesgebietes genügen übereinstimmende Gesetze der betroffenen Länder. 

 (4) Sofern es sich nicht um Grenzbereinigungen handelt, bedürfen Beschlüsse des 
Nationalrates über Grenzänderungen gemäß Abs. 2 und 3 der Anwesenheit von 
mindestens der Hälfte der Mitglieder und einer Mehrheit von zwei Dritteln der 
abgegebenen Stimmen. 

Artikel 9. (1) …  Artikel 9. (1) …  
(2) Durch Gesetz oder durch einen gemäß Art. 50 Abs. 1 zu genehmigenden 

Staatsvertrag können einzelne Hoheitsrechte des Bundes auf zwischenstaatliche 
Einrichtungen und ihre Organe übertragen und kann die Tätigkeit von Organen 
fremder Staaten im Inland sowie die Tätigkeit österreichischer Organe im Ausland im 
Rahmen des Völkerrechtes geregelt werden. 

(2) Durch Gesetz oder Staatsvertrag können einzelne Hoheitsrechte auf andere 
Staaten oder zwischenstaatliche Einrichtungen sowie einzelne Hoheitsrechte anderer 
Staaten oder zwischenstaatlicher Einrichtungen auf österreichische Organe übertragen 
werden. In gleicher Weise kann die Tätigkeit von Organen anderer Staaten oder 
zwischenstaatlicher Einrichtungen im Inland sowie die Tätigkeit österreichischer 
Organe im Ausland geregelt werden. Dabei kann auch vorgesehen werden, dass 
österreichische Organe der Weisungsbefugnis der Organe anderer Staaten oder 
zwischenstaatlicher Einrichtungen oder diese der Weisungsbefugnis österreichischer 
Organe unterstellt werden. 

Artikel 10. (1) Bundessache ist die Gesetzgebung und die Vollziehung in 
folgenden Angelegenheiten: 
 1. Bundesverfassung, insbesondere Wahlen zum Nationalrat, 

Artikel 10. (1) Bundessache ist die Gesetzgebung und die Vollziehung in 
folgenden Angelegenheiten: 
 1. Bundesverfassung, insbesondere Wahlen zum Nationalrat, 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Volksabstimmungen auf Grund der Bundesverfassung; 
Verfassungsgerichtsbarkeit; 

Volksabstimmungen auf Grund der Bundesverfassung; 
Verfassungsgerichtsbarkeit; Verwaltungsgerichtsbarkeit mit Ausnahme der 
Organisation der Verwaltungsgerichte der Länder; 

 2. bis 5. …  2. bis 5. … 
 6. Zivilrechtswesen einschließlich des wirtschaftlichen Assoziationswesens, 

jedoch mit Ausschluss von Regelungen, die den Grundstücksverkehr für 
Ausländer und den Verkehr mit bebauten oder zur Bebauung bestimmten 
Grundstücken verwaltungsbehördlichen Beschränkungen unterwerfen, 
einschließlich des Rechtserwerbes von Todes wegen durch Personen, die nicht 
zum Kreis der gesetzlichen Erben gehören; Privatstiftungswesen; 
Strafrechtswesen mit Ausschluss des Verwaltungsstrafrechtes und des 
Verwaltungsstrafverfahrens in Angelegenheiten, die in den selbständigen 
Wirkungsbereich der Länder fallen; Justizpflege; Einrichtungen zum Schutz 
der Gesellschaft gegen verbrecherische oder sonstige gefährliche Personen; 
Verwaltungsgerichtsbarkeit; Urheberrecht; Pressewesen; Enteignung, soweit 
sie nicht Angelegenheiten betrifft, die in den selbständigen Wirkungsbereich 
der Länder fallen; Angelegenheiten der Notare, der Rechtsanwälte und 
verwandter Berufe; 

 6. Zivilrechtswesen einschließlich des wirtschaftlichen Assoziationswesens, 
jedoch mit Ausschluss von Regelungen, die den Grundstücksverkehr für 
Ausländer und den Verkehr mit bebauten oder zur Bebauung bestimmten 
Grundstücken verwaltungsbehördlichen Beschränkungen unterwerfen, 
einschließlich des Rechtserwerbes von Todes wegen durch Personen, die nicht 
zum Kreis der gesetzlichen Erben gehören; Privatstiftungswesen; 
Strafrechtswesen mit Ausschluss des Verwaltungsstrafrechtes und des 
Verwaltungsstrafverfahrens in Angelegenheiten, die in den selbständigen 
Wirkungsbereich der Länder fallen; Justizpflege; Einrichtungen zum Schutz 
der Gesellschaft gegen verbrecherische oder sonstige gefährliche Personen; 
Urheberrecht; Pressewesen; Enteignung, soweit sie nicht Angelegenheiten 
betrifft, die in den selbständigen Wirkungsbereich der Länder fallen; 
Angelegenheiten der Notare, der Rechtsanwälte und verwandter Berufe; 

 7. bis 18. …  7. bis 18. … 
(2) … (2) … 
(3) Bevor der Bund Staatsverträge, die Durchführungsmaßnahmen im Sinne des 

Art. 16 erforderlich machen oder die den selbständigen Wirkungsbereich der Länder in 
anderer Weise berühren, abschließt, hat er den Ländern Gelegenheit zur Stellungnahme 
zu geben. 

 
 

(3) Bevor der Bund Staatsverträge, die Durchführungsmaßnahmen im Sinne des 
Art. 16 erforderlich machen oder die den selbständigen Wirkungsbereich der Länder in 
anderer Weise berühren, abschließt, hat er den Ländern Gelegenheit zur Stellungnahme 
zu geben. Liegt dem Bund eine einheitliche Stellungnahme der Länder vor, so ist der 
Bund beim Abschluss des Staatsvertrages an diese Stellungnahme gebunden. Der Bund 
darf davon nur aus zwingenden außenpolitischen Gründen abweichen; er hat diese 
Gründe den Ländern unverzüglich mitzuteilen. 

Artikel 11. (1) bis (6) … Artikel 11. (1) bis (6) … 
(7) In den Angelegenheiten des Abs. 1 Z 7 steht nach Erschöpfung des 

Instanzenzuges im Bereich der Vollziehung jedes Landes die Entscheidung dem 
unabhängigen Umweltsenat zu. Dieser ist im Übrigen sachlich in Betracht kommende 
Oberbehörde im Sinne der das Verwaltungsverfahren regelnden Vorschriften. Der 
unabhängige Umweltsenat besteht aus dem Vorsitzenden, Richtern und anderen 
rechtskundigen Mitgliedern und wird beim zuständigen Bundesministerium eingesetzt. 
Die Einrichtung, die Aufgaben und das Verfahren des Senates werden durch 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Bundesgesetz geregelt. Seine Entscheidungen unterliegen nicht der Aufhebung oder 
Abänderung im Instanzenzug; die Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof ist 
zulässig. 

(8) Erstreckt sich ein Vorhaben gemäß Abs. 1 Z 7 auf das Gebiet mehrerer 
Länder, so haben die Landesinstanzen einvernehmlich vorzugehen. Wird eine 
einvernehmliche Entscheidung nicht innerhalb der bundesgesetzlich festzusetzenden 
Frist erlassen, so geht die Zuständigkeit auf Antrag einer Landesinstanz oder einer an 
der Sache beteiligten Partei auf den unabhängigen Umweltsenat über. 

(9) … (9) … 
Artikel 12. (1) Bundessache ist die Gesetzgebung über die Grundsätze, 

Landessache die Erlassung von Ausführungsgesetzen und die Vollziehung in 
folgenden Angelegenheiten: 
 1. … 
 2. … 
 3. Bodenreform, insbesondere agrarische Operationen und Wiederbesiedelung; 
 
 4. bis 6. … 

Artikel 12. (1) Bundessache ist die Gesetzgebung über die Grundsätze, 
Landessache die Erlassung von Ausführungsgesetzen und die Vollziehung in 
folgenden Angelegenheiten: 
 1. … 
 2. … 
 3. Bodenreform, insbesondere agrarische Operationen und Wiederbesiedelung; 

Einrichtung der mit den Angelegenheiten der Bodenreform befassten 
Behörden; 

 4. bis 6. … 
(2) In den Angelegenheiten der Bodenreform steht die Entscheidung in oberster 

Instanz und in der Landesinstanz Senaten zu, die aus dem Vorsitzenden und aus 
Richtern, Verwaltungsbeamten und Sachverständigen als Mitgliedern bestehen; der in 
oberster Instanz zur Entscheidung berufene Senat wird beim zuständigen 
Bundesministerium eingesetzt. Die Einrichtung, die Aufgaben und das Verfahren der 
Senate sowie die Grundsätze für die Einrichtung der mit den Angelegenheiten der 
Bodenreform sonst noch befassten Behörden werden durch Bundesgesetz geregelt. 
Darin ist zu bestimmen, dass die Bescheide der Senate nicht der Aufhebung und 
Abänderung im Verwaltungsweg unterliegen; der Ausschluss eines ordentlichen 
Rechtsmittels von der Behörde erster Instanz an die Landesinstanz ist unzulässig. 

(3) Wenn und insoweit in den Angelegenheiten des Elektrizitätswesens die 
Bescheide der Landesinstanzen voneinander abweichen oder die Landesregierung als 
einzige Landesinstanz zuständig war, geht die Zuständigkeit in einer solchen 
Angelegenheit, wenn es eine Partei innerhalb der bundesgesetzlich festzusetzenden 
Frist verlangt, an das sachlich zuständige Bundesministerium über. Sobald dieses 
entschieden hat, treten die bisher gefällten Bescheide der Landesbehörden außer Kraft. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(4) … (4) … 
Artikel 15. (1) …  
(2) … 

Artikel 15. (1) … 
(2) … 

(3) Die landesgesetzlichen Bestimmungen in den Angelegenheiten des Theater- 
und Kinowesens sowie der öffentlichen Schaustellungen, Darbietungen und 
Belustigungen haben für den örtlichen Wirkungsbereich von Bundespolizeidirektionen 
diesen Behörden wenigstens die Überwachung der Veranstaltungen, soweit sie sich 
nicht auf betriebstechnische, bau- und feuerpolizeiliche Rücksichten erstreckt, und die 
Mitwirkung in erster Instanz bei Verleihung von Berechtigungen, die in solchen 
Gesetzen vorgesehen werden, zu übertragen. 

(3) Die landesgesetzlichen Bestimmungen in den Angelegenheiten des Theater- 
und Kinowesens sowie der öffentlichen Schaustellungen, Darbietungen und 
Belustigungen haben für den örtlichen Wirkungsbereich von Bundespolizeidirektionen 
diesen Behörden wenigstens die Überwachung der Veranstaltungen, soweit sie sich 
nicht auf betriebstechnische, bau- und feuerpolizeiliche Rücksichten erstreckt, und die 
Mitwirkung bei Verleihung von Berechtigungen, die in solchen Gesetzen vorgesehen 
werden, zu übertragen. 

(4) … (4) … 
(5) Soweit Akte der Vollziehung in Bausachen bundeseigene Gebäude betreffen, 

die öffentlichen Zwecken, wie der Unterbringung von Behörden und Ämtern des 
Bundes oder von öffentlichen Anstalten – darunter auch Schulen und Spitälern – oder 
der kasernenmäßigen Unterbringung von Heeresangehörigen oder sonstigen 
Bundesbediensteten dienen, fallen diese Akte der Vollziehung in die mittelbare 
Bundesverwaltung; der Instanzenzug endet beim Landeshauptmann. Die Bestimmung 
der Baulinie und des Niveaus fällt jedoch auch in diesen Fällen in die Vollziehung des 
Landes. 

 

(6) … (6) … 
(7) Wenn ein Akt der Vollziehung eines Landes in den Angelegenheiten der 

Art. 11, 12, 14 Abs. 2 und 3 und 14a Abs. 3 und 4 für mehrere Länder wirksam werden 
soll, so haben die beteiligten Länder zunächst einvernehmlich vorzugehen. Wird ein 
einvernehmlicher Bescheid nicht innerhalb von sechs Monaten seit dem Anfall der 
Rechtssache erlassen, geht die Zuständigkeit zu einem solchen Akt auf Antrag eines 
Landes oder einer an der Sache beteiligten Partei an den zuständigen Bundesminister 
über. Das Nähere können die nach den Art. 11, 12, 14 Abs. 2 und 3 und 14a Abs. 3 und 
4 ergehenden Bundesgesetze regeln. 

 

(8) bis (10) … (8) bis (10) … 
Artikel 20. (1) Unter der Leitung der obersten Organe des Bundes und der Länder 

führen nach den Bestimmungen der Gesetze auf Zeit gewählte Organe oder ernannte 
berufsmäßige Organe die Verwaltung. Sie sind, soweit nicht verfassungsgesetzlich 
anderes bestimmt wird, an die Weisungen der ihnen vorgesetzten Organe gebunden 

Artikel 20. (1) Unter der Leitung der obersten Organe des Bundes und der Länder 
führen nach den Bestimmungen der Gesetze auf Zeit gewählte Organe oder ernannte 
berufsmäßige Organe die Verwaltung. Sie sind den ihnen vorgesetzten Organen für 
ihre amtliche Tätigkeit verantwortlich und, soweit in Gesetzen gemäß Abs. 2 nicht 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
und diesen für ihre amtliche Tätigkeit verantwortlich. Das nachgeordnete Organ kann 
die Befolgung einer Weisung ablehnen, wenn die Weisung entweder von einem 
unzuständigen Organ erteilt wurde oder die Befolgung gegen strafgesetzliche 
Vorschriften verstoßen würde. 

anderes bestimmt ist, an deren Weisungen gebunden. Das nachgeordnete Organ kann 
die Befolgung einer Weisung ablehnen, wenn die Weisung entweder von einem 
unzuständigen Organ erteilt wurde oder die Befolgung gegen strafgesetzliche 
Vorschriften verstoßen würde. 

(2) Ist durch Bundes- oder Landesgesetz zur Entscheidung in oberster Instanz eine 
Kollegialbehörde eingesetzt worden, deren Bescheide nach der Vorschrift des Gesetzes 
nicht der Aufhebung oder Abänderung im Verwaltungsweg unterliegen und der 
wenigstens ein Richter angehört, so sind auch die übrigen Mitglieder dieser 
Kollegialbehörde in Ausübung ihres Amtes an keine Weisungen gebunden. 

(2) Durch Gesetz können Organe 
 1. zur sachverständigen Prüfung, 
 2. zur Kontrolle der Wahrung der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung, 
 3. mit Schieds-, Vermittlungs- und Interessenvertretungsaufgaben, 
 4. zur Sicherung des Wettbewerbs, 
 5. zur Durchführung und Leitung von Wahlen, oder, 
 6. soweit dies nach Maßgabe des Rechts der Europäischen Union geboten ist, 
von der Bindung an Weisungen der ihnen vorgesetzten Organe freigestellt werden. 
Durch Gesetz ist ein angemessenes Aufsichtsrecht der obersten Organe über die 
weisungsfreien Organe vorzusehen, insbesondere das Recht, sich über alle 
Gegenstände der Geschäftsführung der weisungsfreien Organe zu unterrichten, und das 
Recht, weisungsfreie Organe aus wichtigem Grund abzuberufen. 

(3) … (3) … 
(4) … (4) … 
Artikel 21. (1) …  
(2) … 

Artikel 21. (1) … 
(2) … 

(3) Soweit in diesem Gesetz nicht anderes bestimmt ist, wird die Diensthoheit 
gegenüber den Bediensteten des Bundes von den obersten Organen des Bundes 
ausgeübt. Die Diensthoheit gegenüber den Bediensteten der Länder wird von den 
obersten Organen der Länder ausgeübt; soweit dieses Gesetz entsprechende 
Ausnahmen hinsichtlich der Bediensteten des Bundes vorsieht, kann durch 
Landesverfassungsgesetz bestimmt werden, dass die Diensthoheit gegenüber den 
Bediensteten des Landes von gleichartigen Organen ausgeübt wird. 

 

(4) bis (6) … (4) bis (6) … 
Artikel 23f. (1) Österreich wirkt an der Gemeinsamen Außen- und 

Sicherheitspolitik der Europäischen Union auf Grund des Titels V des Vertrages über 
die Europäische Union in der Fassung des Vertrages von Nizza mit. Dies schließt die 
Mitwirkung an Aufgaben gemäß Art. 17 Abs. 2 dieses Vertrages sowie an Maßnahmen 
ein, mit denen die Wirtschaftsbeziehungen zu einem oder mehreren dritten Ländern 

Artikel 23f. (1) Österreich wirkt an der Gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik der Europäischen Union auf Grund des Titels V des Vertrages über 
die Europäische Union in der Fassung des Vertrages von Nizza mit. Dies schließt die 
Mitwirkung an Aufgaben gemäß Art. 17 Abs. 2 dieses Vertrages sowie an Maßnahmen 
ein, mit denen die Wirtschaftsbeziehungen zu einem oder mehreren dritten Ländern 

94/M
E

 X
X

III. G
P - M

inisterialentw
urf - M

aterialien - T
extgegenüberstellung

5 von 28



  6 von 28 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
ausgesetzt, eingeschränkt oder vollständig eingestellt werden. Beschlüsse des 
Europäischen Rates zu einer gemeinsamen Verteidigung der Europäischen Union 
sowie zu einer Integration der Westeuropäischen Union in die Europäische Union 
bedürfen der Beschlussfassung des Nationalrates und des Bundesrates in sinngemäßer 
Anwendung des Art. 44 Abs. 1 und 2. 

ausgesetzt, eingeschränkt oder vollständig eingestellt werden. Auf Beschlüsse des 
Europäischen Rates über eine gemeinsame Verteidigung der Europäischen Union ist 
Art. 50 Abs. 4 sinngemäß anzuwenden. 

 

(2) … (2) … 
(3) Bei Beschlüssen betreffend friedenserhaltende Aufgaben sowie Kampfeinsätze 

bei der Krisenbewältigung einschließlich friedensschaffender Maßnahmen sowie bei 
Beschlüssen gemäß Art. 17 des Vertrages über die Europäische Union in der Fassung 
des Vertrages von Nizza betreffend die schrittweise Festlegung einer gemeinsamen 
Verteidigungspolitik und die engeren institutionellen Beziehungen zur 
Westeuropäischen Union ist das Stimmrecht im Einvernehmen zwischen dem 
Bundeskanzler und dem Bundesminister für auswärtige Angelegenheiten auszuüben. 

(3) Bei Beschlüssen betreffend friedenserhaltende Aufgaben sowie Kampfeinsätze 
bei der Krisenbewältigung einschließlich friedensschaffender Maßnahmen sowie bei 
Beschlüssen gemäß Art. 17 des Vertrages über die Europäische Union in der Fassung 
des Vertrages von Nizza betreffend die schrittweise Festlegung einer gemeinsamen 
Verteidigungspolitik ist das Stimmrecht im Einvernehmen zwischen dem 
Bundeskanzler und dem Bundesminister für auswärtige Angelegenheiten auszuüben. 

(4) … (4) … 
Artikel 50. (1) Politische Staatsverträge, andere nur, sofern sie gesetzändernden 

oder gesetzesergänzenden Inhalt haben und nicht unter Art. 16 Abs. 1 fallen, dürfen 
nur mit Genehmigung des Nationalrates abgeschlossen werden. Soweit solche 
Staatsverträge Angelegenheiten des selbständigen Wirkungsbereiches der Länder 
regeln, bedürfen sie überdies der Zustimmung des Bundesrates. 

 

Artikel 50. (1) Der Abschluss von 
 1. politischen Staatsverträgen und Staatsverträgen, die gesetzändernden oder 

gesetzesergänzenden Inhalt haben und nicht unter Art. 16 Abs. 1 fallen, sowie 
 2. Staatsverträgen, durch die die vertraglichen Grundlagen der Europäischen 

Union geändert werden, 
bedarf der Genehmigung des Nationalrates. 

(2) Anlässlich der Genehmigung eines unter Abs. 1 fallenden Staatsvertrages kann 
der Nationalrat beschließen, dass dieser Staatsvertrag durch Erlassung von Gesetzen zu 
erfüllen ist. 

(2) Für Staatsverträge gemäß Abs. 1 Z 1 gilt darüber hinaus Folgendes: 
 1. Sie bedürfen der Zustimmung des Bundesrates, soweit sie Angelegenheiten 

des selbständigen Wirkungsbereiches der Länder regeln. 
 2. Sieht ein Staatsvertrag seine vereinfachte Änderung vor, so bedarf eine solche 

Änderung nicht der Genehmigung nach Abs. 1, sofern sich diese der 
Nationalrat nicht vorbehalten hat. 

 3. Anlässlich der Genehmigung eines Staatsvertrages kann der Nationalrat 
beschließen, dass dieser Staatsvertrag durch Erlassung von Gesetzen zu 
erfüllen ist. 

(3) Auf Beschlüsse des Nationalrates nach Abs. 1 und Abs. 2 sind Art. 42 Abs. 1 
bis 4 und, wenn durch den Staatsvertrag Verfassungsrecht geändert oder ergänzt wird, 
Art. 44 Abs. 1 und 2 sinngemäß anzuwenden; in einem gemäß Abs. 1 gefassten 
Genehmigungsbeschluss sind solche Staatsverträge oder solche in Staatsverträgen 
enthaltene Bestimmungen ausdrücklich als „verfassungsändernd“ zu bezeichnen. 

(3) Auf Beschlüsse des Nationalrates nach Abs. 1 Z 1 und Abs. 2 Z 3 ist Art. 42 
Abs. 1 bis 4 sinngemäß anzuwenden. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 (4) Staatsverträge gemäß Abs. 1 Z 2 dürfen unbeschadet des Art. 44 Abs. 3 nur 

mit Genehmigung des Nationalrates und mit Zustimmung des Bundesrates 
abgeschlossen werden. Diese Beschlüsse bedürfen jeweils der Anwesenheit von 
mindestens der Hälfte der Mitglieder und einer Mehrheit von zwei Dritteln der 
abgegebenen Stimmen. 

 (5) Der Nationalrat und der Bundesrat sind von der Aufnahme von 
Verhandlungen über einen Staatsvertrag gemäß Abs. 1 unverzüglich zu unterrichten. 

Artikel 52. (1) …  Artikel 52. (1) …  
 (1a) Die zuständigen Ausschüsse des Nationalrates und des Bundesrates sind 

befugt, die Anwesenheit des Leiters eines gemäß Art. 20 Abs. 2 weisungsfreien Organs 
in den Sitzungen der Ausschüsse zu verlangen und diesen zu allen Gegenständen der 
Geschäftsführung zu befragen. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 
Artikel 52a. (1) Zur Überprüfung von Maßnahmen zum Schutz der 

verfassungsmäßigen Einrichtungen und ihrer Handlungsfähigkeit sowie von 
nachrichtendienstlichen Maßnahmen zur Sicherung der militärischen 
Landesverteidigung wählen die zuständigen Ausschüsse des Nationalrates je einen 
ständigen Unterausschuss. Jedem Unterausschuss muss mindestens ein Mitglied jeder 
im Hauptausschuss des Nationalrates vertretenen Partei angehören. 

Artikel 52a. (1) Zur Überprüfung von Maßnahmen zum Schutz der 
verfassungsmäßigen Einrichtungen und ihrer Handlungsfähigkeit, von 
nachrichtendienstlichen Maßnahmen zur Sicherung der militärischen 
Landesverteidigung sowie der Ausübung des Aufsichts- und Weisungsrechts im 
Bereich der Staatsanwaltschaften wählen die zuständigen Ausschüsse des Nationalrates 
je einen ständigen Unterausschuss. Jedem Unterausschuss muss mindestens ein 
Mitglied jeder im Hauptausschuss des Nationalrates vertretenen Partei angehören. 

(2) Die ständigen Unterausschüsse sind befugt, von den zuständigen 
Bundesministern alle einschlägigen Auskünfte und Einsicht in die einschlägigen 
Unterlagen zu verlangen. Dies gilt nicht für Auskünfte und Unterlagen, insbesondere 
über Quellen, deren Bekanntwerden die nationale Sicherheit oder die Sicherheit von 
Menschen gefährden würde. 

(2) Die ständigen Unterausschüsse sind befugt, von den zuständigen 
Bundesministern alle einschlägigen Auskünfte und Einsicht in die einschlägigen 
Unterlagen zu verlangen. Dies gilt nicht für Auskünfte und Unterlagen, insbesondere 
über Quellen, deren Bekanntwerden die nationale Sicherheit oder die Sicherheit von 
Menschen gefährden würde, oder für Akten laufender Strafverfahren. 

(3) … (3) … 
(4) … (4) … 
 

6. Universitäten 
 Artikel 81c. (1) Die öffentlichen Universitäten sind Stätten freier 

wissenschaftlicher Forschung, Lehre und Erschließung der Künste. Sie handeln 
autonom und können im Rahmen der Gesetze Satzungen erlassen. Die Mitglieder 
universitärer Kollegialorgane sind weisungsfrei. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 (2) Tätigkeiten an der Universität sowie die Mitwirkung in Organen der 

Universität und der Studierendenvertretung sind nicht nur österreichischen 
Staatsbürgern vorbehalten. 

B. Gerichtsbarkeit B. Ordentliche Gerichtsbarkeit 
Artikel 82. (1) Alle Gerichtsbarkeit geht vom Bund aus.  
(2) Die Urteile und Erkenntnisse werden im Namen der Republik verkündet und 

ausgefertigt. 
 

Artikel 83. (1) Die Verfassung und Zuständigkeit der Gerichte wird durch 
Bundesgesetz festgestellt. 

Artikel 82. Die Verfassung und Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte wird 
durch Bundesgesetz geregelt. 

(2) Niemand darf seinem gesetzlichen Richter entzogen werden. Artikel 83. Niemand darf seinem gesetzlichen Richter entzogen werden. 
Artikel 88. (1) In der Gerichtsverfassung wird eine Altersgrenze bestimmt, nach 

deren Erreichung die Richter in den dauernden Ruhestand zu versetzen sind. 
Artikel 88. (1) Durch Bundesgesetz wird eine Altersgrenze bestimmt, mit deren 

Erreichung die Richter in den dauernden Ruhestand treten. 
(2) … (2) … 
(3) … (3) … 
Artikel 92. (1) …  Artikel 92. (1) …  
(2) Dem Obersten Gerichtshof können Mitglieder der Bundesregierung, einer 

Landesregierung oder eines allgemeinen Vertretungskörpers nicht angehören; für 
Mitglieder der allgemeinen Vertretungskörper, die auf eine bestimmte Gesetzgebungs- 
oder Funktionsperiode gewählt wurden, dauert die Unvereinbarkeit auch bei 
vorzeitigem Verzicht auf das Mandat bis zum Ablauf der Gesetzgebungs- oder 
Funktionsperiode fort. Zum Präsidenten oder Vizepräsidenten des Obersten 
Gerichtshofes kann nicht bestellt werden, wer eine der eben erwähnten Funktionen in 
den letzten vier Jahren bekleidet hat. 

(2) Dem Obersten Gerichtshof können Mitglieder der Bundesregierung, einer 
Landesregierung, eines allgemeinen Vertretungskörpers oder des Europäischen 
Parlaments nicht angehören; für Mitglieder eines allgemeinen Vertretungskörpers oder 
des Europäischen Parlaments, die auf eine bestimmte Gesetzgebungs- oder 
Funktionsperiode gewählt wurden, dauert die Unvereinbarkeit auch bei vorzeitigem 
Verzicht auf das Mandat bis zum Ablauf der Gesetzgebungs- oder Funktionsperiode 
fort. Zum Präsidenten oder Vizepräsidenten des Obersten Gerichtshofes kann nicht 
ernannt werden, wer eine der eben erwähnten Funktionen in den letzten fünf Jahren 
ausgeübt hat. 

Artikel 103. (1) bis (3) … Artikel 103. (1) bis (3) … 
(4) In den Angelegenheiten der mittelbaren Bundesverwaltung endet der 

administrative Instanzenzug, sofern der Landeshauptmann als Rechtsmittelbehörde zu 
entscheiden hat und nicht durch Bundesgesetz ausnahmsweise auf Grund der 
Bedeutung der Angelegenheit ausdrücklich anderes bestimmt ist, beim 
Landeshauptmann; steht die Entscheidung in erster Instanz dem Landeshauptmann zu, 
so geht der Instanzenzug in den Angelegenheiten der mittelbaren Bundesverwaltung, 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
wenn nicht bundesgesetzlich anderes bestimmt ist, bis zum zuständigen 
Bundesminister. 

Artikel 109. In den Angelegenheiten der mittelbaren Bundesverwaltung geht der 
Instanzenzug, soweit ein solcher nicht durch Bundesgesetz ausgeschlossen ist, im 
Lande Wien vom Magistrat als Bezirksverwaltungsbehörde oder, soweit in erster 
Instanz Bundesbehörden mit der Vollziehung betraut sind (Art. 102 Abs. 1 zweiter 
Satz), von diesen an den Bürgermeister als Landeshauptmann; im Übrigen gilt Art. 103 
Abs. 4. 

 

Artikel 111. In den Angelegenheiten des Bauwesens und des Abgabenwesens 
steht die Entscheidung in oberster Instanz besonderen Kollegialbehörden zu. Die 
Zusammensetzung und Bestellung dieser Kollegialbehörden wird landesgesetzlich 
geregelt. 

 

Artikel 112. Nach Maßgabe der Art. 108 bis 111 gelten für die Bundeshauptstadt 
Wien im Übrigen die Bestimmungen des Abschnittes C dieses Hauptstückes mit 
Ausnahme des Art. 117 Abs. 6 zweiter Satz, des Art. 119 Abs. 4 und des Art. 119a. 
Art. 142 Abs. 2 lit. e findet auch auf die Führung des vom Bund der Bundeshauptstadt 
Wien übertragenen Wirkungsbereiches Anwendung. 

Artikel 112. Nach Maßgabe des Art. 108 gelten für die Bundeshauptstadt Wien 
im Übrigen die Bestimmungen des Abschnittes A des fünften Hauptstückes mit 
Ausnahme des Art. 117 Abs. 6 zweiter Satz, des Art. 119 Abs. 4 und des Art. 119a. 
Art. 142 Abs. 2 lit. e findet auch auf die Führung des vom Bund der Bundeshauptstadt 
Wien übertragenen Wirkungsbereiches Anwendung. 

 Fünftes Hauptstück 
Selbstverwaltung 

C. Gemeinden A. Gemeinden 
Artikel 118. (1) … Artikel 118. (1) … 
(2) … (2) … 
(3) Der Gemeinde sind zur Besorgung im eigenen Wirkungsbereich die 

behördlichen Aufgaben insbesondere in folgenden Angelegenheiten gewährleistet: 
 1. bis 8. … 

(3) Der Gemeinde sind zur Besorgung im eigenen Wirkungsbereich die 
behördlichen Aufgaben insbesondere in folgenden Angelegenheiten gewährleistet: 
 1. bis 8. … 

 9. örtliche Baupolizei, soweit sie nicht bundeseigene Gebäude, die öffentlichen 
Zwecken dienen (Art. 15 Abs. 5) zum Gegenstand hat; örtliche Feuerpolizei; 
örtliche Raumplanung; 

 9. örtliche Baupolizei; örtliche Feuerpolizei; örtliche Raumplanung; 

 10. …  10. … 
 11. …  11. … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(4) Die Gemeinde hat die Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches im 

Rahmen der Gesetze und Verordnungen des Bundes und des Landes in eigener 
Verantwortung frei von Weisungen und – vorbehaltlich der Bestimmungen des 
Art. 119a Abs. 5 – unter Ausschluss eines Rechtsmittels an Verwaltungsorgane 
außerhalb der Gemeinde zu besorgen. Dem Bund und dem Land kommt gegenüber der 
Gemeinde bei Besorgung ihres eigenen Wirkungsbereiches ein Aufsichtsrecht 
(Art. 119a) zu. Die Bestimmungen des Art. 12 Abs. 2 bleiben unberührt. 

(4) Die Gemeinde hat die Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches im 
Rahmen der Gesetze und Verordnungen des Bundes und des Landes in eigener 
Verantwortung frei von Weisungen zu besorgen. In diesen Angelegenheiten kommt 
dem Bund und dem Land ein Aufsichtsrecht (Art. 119a) zu. 

(5) bis (8) … (5) bis (8) … 
Artikel 119a. (1) bis (4) … Artikel 119a. (1) bis (4) … 

(5) Wer durch den Bescheid eines Gemeindeorgans in Angelegenheiten des 
eigenen Wirkungsbereiches in seinen Rechten verletzt zu sein behauptet, kann nach 
Erschöpfung des Instanzenzuges (Art. 118 Abs. 4) innerhalb von zwei Wochen nach 
Erlassung des Bescheides dagegen Vorstellung bei der Aufsichtsbehörde erheben. 
Diese hat den Bescheid, wenn Rechte des Einschreiters durch ihn verletzt werden, 
aufzuheben und die Angelegenheit zur neuerlichen Entscheidung an die Gemeinde zu 
verweisen. Für Städte mit eigenem Statut kann die zuständige Gesetzgebung (Abs. 3) 
anordnen, dass die Vorstellung an die Aufsichtsbehörde nicht stattfindet. 

 

(6) bis (8) … (6) bis (8) … 
(9) Die Gemeinde hat im aufsichtsbehördlichen Verfahren Parteistellung; sie ist 

berechtigt, gegen die Aufsichtsbehörde vor dem Verwaltungsgerichtshof (Art. 131 und 
132) und vor dem Verfassungsgerichtshof (Art. 144) Beschwerde zu führen. 

(9) Die Gemeinde hat im aufsichtsbehördlichen Verfahren Parteistellung; sie ist 
berechtigt, gegen die Aufsichtsbehörde bei den Verwaltungsgerichten (Art. 130 bis 
132) Beschwerde zu führen. 

(10) … (10) … 
 

B. Sonstige Selbstverwaltung 
 Artikel 120a. (1) Personen können zur selbständigen Wahrnehmung öffentlicher 

Aufgaben, die in ihrem ausschließlichen oder überwiegenden gemeinsamen Interesse 
gelegen und geeignet sind, durch sie gemeinsam besorgt zu werden, durch Gesetz zu 
Selbstverwaltungskörpern zusammengefasst werden. 

(2) Zur Sicherung der Vertretung der Interessen der gewerblichen Wirtschaft, der 
Arbeitnehmer und der Land- und Forstwirtschaft sind durch Gesetz 
Selbstverwaltungskörper einzurichten. 

 Artikel 120b. (1) Die Selbstverwaltungskörper haben das Recht, ihre Aufgaben in 
eigener Verantwortung frei von Weisungen zu besorgen und im Rahmen der Gesetze 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Satzungen zu erlassen. Dem Bund oder dem Land kommt ihnen gegenüber hinsichtlich 
der Rechtmäßigkeit der Verwaltungsführung ein Aufsichtsrecht zu. 

(2) Den Selbstverwaltungskörpern können Aufgaben staatlicher Verwaltung 
übertragen werden. Die Gesetze haben derartige Angelegenheiten ausdrücklich als 
solche des übertragenen Wirkungsbereiches zu bezeichnen. 

(3) Durch Gesetz können Formen der Mitwirkung der Selbstverwaltungskörper an 
der staatlichen Vollziehung vorgesehen werden. 

 Artikel 120c. (1) Die Organe der Selbstverwaltungskörper sind aus dem Kreis 
ihrer Mitglieder nach demokratischen Grundsätzen zu bilden. 

(2) Die Erfüllung der Aufgaben der Selbstverwaltungskörper ist durch Beiträge 
ihrer Mitglieder oder durch sonstige Mittel sicherzustellen. 

(3) Die Selbstverwaltungskörper sind selbständige Wirtschaftskörper. Sie können 
im Rahmen der Gesetze zur Erfüllung ihrer Aufgaben Vermögen aller Art erwerben, 
besitzen und darüber verfügen. 

Fünftes Hauptstück 
Rechnungs- und Gebarungskontrolle 

Sechstes Hauptstück 
Rechnungs- und Gebarungskontrolle 

Artikel 122. (1) bis (4) … Artikel 122. (1) bis (4) … 

(5) Der Präsident des Rechnungshofes darf keinem allgemeinen 
Vertretungskörper angehören und in den letzten vier Jahren nicht Mitglied der 
Bundesregierung oder einer Landesregierung gewesen sein. 

(5) Der Präsident des Rechnungshofes darf weder einem allgemeinen 
Vertretungskörper noch dem Europäischen Parlament angehören und in den letzten 
fünf Jahren nicht Mitglied der Bundesregierung oder einer Landesregierung gewesen 
sein. 

Artikel 123. (1) … Artikel 123. (1) … 

(2) Er kann durch Beschluss des Nationalrates abberufen werden. (2) Er kann durch Beschluss des Nationalrates in Anwesenheit von mindestens der 
Hälfte der Mitglieder mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen 
abberufen werden. 

Artikel 127c. Schaffen die Länder für ihren Bereich dem Rechnungshof 
gleichartige Einrichtungen, so kann durch Landesverfassungsgesetz eine dem Art. 126a 
erster Satz entsprechende Regelung getroffen werden. Art. 126a zweiter Satz gilt auch 
in diesem Fall. 

Artikel 127c. (1) Schaffen die Länder für ihren Bereich dem Rechnungshof 
gleichartige Einrichtungen (Landeskontrolleinrichtungen), so kann durch 
Landesverfassungsgesetz eine dem Art. 126a erster Satz entsprechende Regelung 
getroffen werden. Art. 126a zweiter Satz gilt auch in diesem Fall. 

(2) Durch Landesverfassungsgesetz kann den Landeskontrolleinrichtungen die 
Überprüfung der Gebarung von Gemeinden und Gemeindeverbänden übertragen 
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werden. 

(3) Der Rechnungshof stimmt sich mit den Landeskontrolleinrichtungen ab, um 
nicht erforderliche Doppelprüfungen zu vermeiden. 

Sechstes Hauptstück 
Garantien der Verfassung und Verwaltung 

Siebentes Hauptstück 
Garantien der Verfassung und Verwaltung 

Artikel 129. Zur Sicherung der Gesetzmäßigkeit der gesamten öffentlichen 
Verwaltung sind die unabhängigen Verwaltungssenate und der Verwaltungsgerichtshof 
in Wien berufen. 

A. Unabhängige Verwaltungssenate in den Ländern 
Artikel 129a. (1) Die unabhängigen Verwaltungssenate in den Ländern erkennen 

nach Erschöpfung des administrativen Instanzenzuges, sofern ein solcher in Betracht 
kommt, 
 1. in Verfahren wegen Verwaltungsübertretungen, ausgenommen 

Finanzstrafsachen des Bundes, 
 2. über Beschwerden von Personen, die behaupten, durch die Ausübung 

unmittelbarer verwaltungsbehördlicher Befehls- und Zwangsgewalt in ihren 
Rechten verletzt zu sein, ausgenommen in Finanzstrafsachen des Bundes, 

 3. in sonstigen Angelegenheiten, die ihnen durch die die einzelnen Gebiete der 
Verwaltung regelnden Bundes- oder Landesgesetze zugewiesen werden, 

 4. über Beschwerden wegen Verletzung der Entscheidungspflicht in 
Angelegenheiten der Z 1, soweit es sich um Privatanklagesachen oder um das 
landesgesetzliche Abgabenstrafrecht handelt, und der Z 3. 

(2) Es kann gesetzlich vorgesehen werden, dass die Entscheidungen in erster 
Instanz unmittelbar beim unabhängigen Verwaltungssenat im Land angefochten 
werden können. In den Angelegenheiten der mittelbaren Bundesverwaltung sowie der 
Art. 11 und 12 dürfen derartige Bundesgesetze nur mit Zustimmung der beteiligten 
Länder kundgemacht werden. 

(3) Art. 89 gilt sinngemäß auch für die unabhängigen Verwaltungssenate in den 
Ländern. 

Artikel 129b. (1) Die unabhängigen Verwaltungssenate in den Ländern bestehen 

A. Verwaltungsgerichtsbarkeit 
Artikel 129. (1) Die Verwaltungsgerichtsbarkeit wird durch die 

Verwaltungsgerichte der Länder, das Verwaltungsgericht des Bundes und den 
Verwaltungsgerichtshof ausgeübt. 

(2) Für jedes Land besteht ein Verwaltungsgericht des Landes. Für den Bund 
besteht ein Verwaltungsgericht des Bundes. 

(3) Art. 89 gilt sinngemäß auch für die Verwaltungsgerichte und den 
Verwaltungsgerichtshof. 

Artikel 130. (1) Die Verwaltungsgerichte erkennen über Beschwerden 
 1. gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehörde wegen Rechtswidrigkeit; 
 2. gegen die Ausübung unmittelbarer verwaltungsbehördlicher Befehls- und 

Zwangsgewalt wegen Rechtswidrigkeit; 
 3. wegen Verletzung der Entscheidungspflicht durch eine Verwaltungsbehörde. 
Die die einzelnen Gebiete der Verwaltung regelnden Bundes- oder Landesgesetze 
können weitere Zuständigkeiten der Verwaltungsgerichte zur Entscheidung über 
Beschwerden wegen Rechtswidrigkeit vorsehen. 

(2) Rechtswidrigkeit liegt nicht vor, soweit die Gesetzgebung von einer bindenden 
Regelung des Verhaltens der Verwaltungsbehörde absieht und die Bestimmung dieses 
Verhaltens der Behörde selbst überlässt, die Behörde aber von diesem freien Ermessen 
im Sinne des Gesetzes Gebrauch gemacht hat. 

(3) In Rechtssachen nach Abs. 1 Z 1 hat das Verwaltungsgericht in der Sache 
selbst zu entscheiden, wenn 
 1. der maßgebliche Sachverhalt feststeht oder 
 2. die Feststellung des maßgeblichen Sachverhaltes durch das 

Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
aus einem Vorsitzenden, einem Stellvertretenden Vorsitzenden und der erforderlichen 
Zahl von sonstigen Mitgliedern. Ihre Mitglieder werden von der Landesregierung für 
mindestens sechs Jahre ernannt. Wenigstens der vierte Teil der Mitglieder soll aus 
Berufsstellungen im Bund entnommen werden. 

(2) Die Mitglieder der unabhängigen Verwaltungssenate in den Ländern sind bei 
Besorgung der ihnen nach den Art. 129a und 129b zukommenden Aufgaben an keine 
Weisungen gebunden. Die Geschäfte sind auf die Mitglieder des unabhängigen 
Verwaltungssenates für die landesgesetzlich bestimmte Zeit im voraus zu verteilen; 
eine nach dieser Einteilung einem Mitglied zufallende Sache darf ihm nur im Falle der 
Behinderung durch Verfügung des Vorsitzenden abgenommen werden. 

(3) Vor Ablauf der Bestellungsdauer dürfen die Mitglieder der unabhängigen 
Verwaltungssenate in den Ländern nur in den gesetzlich bestimmten Fällen und nur auf 
Beschluss des unabhängigen Verwaltungssenates ihres Amtes enthoben werden. 

(4) Die Mitglieder der unabhängigen Verwaltungssenate in den Ländern müssen 
rechtskundig sein. Sie dürfen für die Dauer ihres Amtes keine Tätigkeit ausüben, die 
Zweifel an der unabhängigen Ausübung ihres Amtes hervorrufen könnte. 

(5) Nach dem das Verfahren vor den unabhängigen Verwaltungssenaten in den 
Ländern regelnden Bundesgesetz entscheiden diese Behörden durch mehrere oder 
durch einzelne Mitglieder. 

(6) Die Organisation der unabhängigen Verwaltungssenate in den Ländern sowie 
das Dienstrecht ihrer Mitglieder werden durch Landesgesetze, das Verfahren durch 
Bundesgesetz geregelt. 

B. Unabhängiger Bundesasylsenat 
Artikel 129c. (1) Durch Bundesgesetz kann ein weiterer unabhängiger 

Verwaltungssenat (unabhängiger Bundesasylsenat) eingerichtet werden. Dieser erkennt 
nach Erschöpfung des administrativen Instanzenzuges, sofern ein solcher in Betracht 
kommt, 
 1. über Beschwerden in Asylsachen und 
 2. über Beschwerden wegen Verletzung der Entscheidungspflicht in 

Angelegenheiten der Z 1. 
(2) Der unabhängige Bundesasylsenat besteht aus einem Vorsitzenden, einem 

Stellvertretenden Vorsitzenden und der erforderlichen Zahl von sonstigen Mitgliedern. 

erheblichen Kosteneinsparung verbunden ist. 
Über Beschwerden gegen einen im Verwaltungsstrafverfahren erlassenen Bescheid hat 
das Verwaltungsgericht jedenfalls in der Sache selbst zu entscheiden. 

(4) Die die einzelnen Gebiete der Verwaltung regelnden Bundes- und 
Landesgesetze können in einzelnen Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches 
der Gemeinde oder eines sonstigen Selbstverwaltungskörpers einen zweigliedrigen 
administrativen Instanzenzug sowie einen administrativen Rechtsbehelf gegen Säumnis 
der Verwaltungsbehörden vorsehen. In diesem Fall kann die Beschwerde bei den 
Verwaltungsgerichten erst nach Erschöpfung des administrativen Instanzenzuges oder 
nach Geltendmachung des administrativen Rechtsbehelfs gegen Säumnis der 
Verwaltungsbehörden erhoben werden. 

(5) Von der Zuständigkeit der Verwaltungsgerichte ausgeschlossen sind 
Rechtssachen, 
 1. die zur Zuständigkeit des Verfassungsgerichtshofes nach Art. 141 oder der 

ordentlichen Gerichte gehören; 
 2. die auf Grund der Erhebung eines Rechtsmittels gegen ihren Bescheid von der 

Verwaltungsbehörde neuerlich zu entscheiden sind. 
Artikel 131. (1) Soweit sich aus Abs. 2 nicht anderes ergibt, erkennen über 

Beschwerden nach Art. 130 Abs. 1 die Verwaltungsgerichte der Länder. 
(2) Das Verwaltungsgericht des Bundes erkennt über 

 1. Beschwerden nach Art. 130 Abs. 1 in Rechtssachen in einer Angelegenheit, 
die unmittelbar von Bundesbehörden versehen wird (Art. 102 Abs. 2); 

 2. Beschwerden, soweit ein nach Art. 130 Abs. 1 zweiter Satz ergangenes 
Bundesgesetz dies vorsieht. 

(3) Durch Bundesgesetz kann auch in Rechtssachen nach Abs. 2 eine 
Zuständigkeit der Verwaltungsgerichte der Länder vorgesehen werden; derartige 
Bundesgesetze dürfen nur mit Zustimmung der Länder kundgemacht werden. 

Artikel 132. (1) Gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehörde kann wegen 
Rechtswidrigkeit Beschwerde erheben: 
 1. wer durch den Bescheid in seinen Rechten verletzt zu sein behauptet; 
 2. der zuständige Bundesminister in Rechtssachen in einer Angelegenheit des 

Art. 11, 12, 14 Abs. 2 und 3 oder 14a Abs. 3 und 4. 
(2) Gegen die Ausübung unmittelbarer verwaltungsbehördlicher Befehls- und 
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Die Mitglieder werden vom Bundespräsidenten auf Vorschlag der Bundesregierung 
ernannt. Die Ernennung ist eine solche auf unbestimmte Dauer. 

(3) Die Mitglieder des unabhängigen Bundesasylsenates sind bei Besorgung der 
ihnen zukommenden Aufgaben an keine Weisungen gebunden. Die Geschäfte sind 
vom unabhängigen Bundesasylsenat als Kollegium auf die Mitglieder jährlich im 
voraus zu verteilen; eine nach dieser Einteilung einem Mitglied zufallende Sache darf 
ihm nur im Falle der Behinderung durch Verfügung des Vorsitzenden abgenommen 
werden. 

(4) Durch Gesetz wird eine Altersgrenze bestimmt, nach deren Erreichung die 
Mitglieder des unabhängigen Bundesasylsenates in den Ruhestand treten. Im Übrigen 
dürfen sie nur in den gesetzlich bestimmten Fällen und nur auf Grund eines 
Beschlusses des unabhängigen Bundesasylsenates ihres Amtes enthoben werden. 

(5) Die Mitglieder des unabhängigen Bundesasylsenates müssen rechtskundig 
sein. Sie dürfen während der Ausübung ihres Amtes keine Tätigkeit ausüben, die 
Zweifel an der unabhängigen Ausübung ihres Amtes hervorrufen könnte. 

(6) Art. 89 gilt sinngemäß auch für den unabhängigen Bundesasylsenat. 
(7) Die näheren Bestimmungen werden durch Bundesgesetz getroffen. Darin wird 

insbesondere geregelt, in welchen Angelegenheiten der unabhängige Bundesasylsenat 
durch mehrere und in welchen Angelegenheiten er durch einzelne Mitglieder 
entscheidet. 

C. Verwaltungsgerichtshof 
Artikel 130. (1) Der Verwaltungsgerichtshof erkennt über Beschwerden, womit 

 a) Rechtswidrigkeit von Bescheiden der Verwaltungsbehörden einschließlich der 
unabhängigen Verwaltungssenate oder 

 b) Verletzung der Entscheidungspflicht der Verwaltungsbehörden einschließlich 
der unabhängigen Verwaltungssenate 

behauptet wird. Der Verwaltungsgerichtshof erkennt außerdem über Beschwerden 
gegen Weisungen gemäß Art. 81a Abs. 4. 

(2) Rechtswidrigkeit liegt nicht vor, soweit die Gesetzgebung von einer bindenden 
Regelung des Verhaltens der Verwaltungsbehörde absieht und die Bestimmung dieses 
Verhaltens der Behörde selbst überlässt, die Behörde aber von diesem freien Ermessen 
im Sinne des Gesetzes Gebrauch gemacht hat. 

Zwangsgewalt kann Beschwerde erheben, wer durch sie in seinen Rechten verletzt zu 
sein behauptet. 

(3) Wegen Verletzung der Entscheidungspflicht kann Beschwerde erheben, wer 
durch die Nichterlassung eines Bescheides in seinen Rechten verletzt zu sein 
behauptet. 

(4) Die die einzelnen Gebiete der Verwaltung regelnden Bundes- oder 
Landesgesetze können die Erhebung von Beschwerden wegen Rechtswidrigkeit auch 
in anderen als den in Abs. 1 bis 3 angeführten Fällen vorsehen. 

[Variante 1: Artikel 133. (1) Der Verwaltungsgerichtshof erkennt über 
 1. Beschwerden gegen Entscheidungen der Verwaltungsgerichte wegen 

Rechtswidrigkeit; 
 2. Beschwerden wegen Verletzung der Entscheidungspflicht der 

Verwaltungsgerichte; 
 3. Kompetenzkonflikte zwischen Verwaltungsgerichten oder zwischen einem 

Verwaltungsgericht und dem Verwaltungsgerichtshof. 
(2) Der Verwaltungsgerichtshof kann die Behandlung einer Beschwerde nach 

Abs. 1 Z 1 ablehnen, 
 1. wenn die angefochtene Entscheidung nicht von der Lösung einer Rechtsfrage 

abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil die 
Entscheidung von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes 
abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende Rechtsfrage in 
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich 
beantwortet wird, oder 

 2. wenn in einer Verwaltungsstrafsache nur eine geringe Geldstrafe verhängt 
wurde, oder 

 3. wenn sie keine hinreichende Aussicht auf Erfolg hat. 
(3) Von der Zuständigkeit des Verwaltungsgerichtshofes ausgeschlossen sind 

Angelegenheiten, die zur Zuständigkeit des Verfassungsgerichtshofes gehören.] 
[Variante 2: Artikel 133. (1) Der Verwaltungsgerichtshof erkennt über 

 1. Revisionen gegen Entscheidungen der Verwaltungsgerichte wegen 
Rechtswidrigkeit; 

 2. Beschwerden gegen die Nichtzulassung der Revision wegen Rechtswidrigkeit; 
 3. Beschwerden wegen Verletzung der Entscheidungspflicht der 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Artikel 131. (1) Gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehörde kann wegen 

Rechtswidrigkeit Beschwerde erheben: 
 1. wer durch den Bescheid in seinen Rechten verletzt zu sein behauptet, nach 

Erschöpfung des Instanzenzuges; 
 2. in den Angelegenheiten der Art. 11, 12, 14 Abs. 2 und 3 und 14a Abs. 3 und 4 

sowie in jenen Angelegenheiten, in denen dem Bescheid eines Landes- oder 
Bezirksschulrates ein kollegialer Beschluss zugrunde liegt, der zuständige 
Bundesminister, soweit die Parteien den Bescheid im Instanzenzug nicht mehr 
anfechten können; 

 3. in den Angelegenheiten des Art. 15 Abs. 5 erster Satz die zuständige 
Landesregierung gegen Bescheide des zuständigen Bundesministers. 

(2) Unter welchen Voraussetzungen auch in anderen als den in Abs. 1 angeführten 
Fällen Beschwerden gegen Bescheide von Verwaltungsbehörden wegen 
Rechtswidrigkeit zulässig sind, wird in den die einzelnen Gebiete der Verwaltung 
regelnden Bundes- oder Landesgesetzen bestimmt. 

(3) Der Verwaltungsgerichtshof kann die Behandlung einer Beschwerde gegen 
einen Bescheid eines unabhängigen Verwaltungssenates oder des Bundesvergabeamtes 
ablehnen, wenn die Entscheidung nicht von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der 
grundsätzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil der unabhängige 
Verwaltungssenat oder das Bundesvergabeamt von der Rechtsprechung des 
Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu 
lösende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes 
nicht einheitlich beantwortet wird, in Verwaltungsstrafsachen außerdem nur dann, 
wenn nur eine geringe Geldstrafe verhängt wurde. 

Artikel 132. Beschwerde wegen Verletzung der Entscheidungspflicht durch 
Verwaltungsbehörden einschließlich der unabhängigen Verwaltungssenate kann 
erheben, wer im Verwaltungsverfahren als Partei zur Geltendmachung der 
Entscheidungspflicht berechtigt war. In Verwaltungsstrafsachen ist eine Beschwerde 
wegen Verletzung der Entscheidungspflicht nicht zulässig; dies gilt nicht für 
Privatanklage- und für Finanzstrafsachen. 

Artikel 133. Ausgeschlossen von der Zuständigkeit des Verwaltungsgerichtshofes 
sind: 
 1. die Angelegenheiten, die zur Zuständigkeit des Verfassungsgerichtshofes 

gehören; 

Verwaltungsgerichte; 
 4. Kompetenzkonflikte zwischen Verwaltungsgerichten oder zwischen einem 

Verwaltungsgericht und dem Verwaltungsgerichtshof. 
(2) Das Verwaltungsgericht hat die Revision zuzulassen, 

 1. wenn die angefochtene Entscheidung von der Lösung einer Rechtsfrage 
abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil die 
Entscheidung von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes 
abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende Rechtsfrage in 
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich 
beantwortet wird, oder 

 2. wenn in einer Verwaltungsstrafsache nicht nur eine geringe Geldstrafe 
verhängt wurde. 

(3) Der Verwaltungsgerichtshof kann die Behandlung einer Revision ablehnen, 
wenn keine der Voraussetzungen des Abs. 2 gegeben ist. 

(4) Von der Zuständigkeit des Verwaltungsgerichtshofes ausgeschlossen sind 
Angelegenheiten, die zur Zuständigkeit des Verfassungsgerichtshofes gehören.] 

Artikel 134. (1) Die Verwaltungsgerichte und der Verwaltungsgerichtshof 
bestehen aus je einem Präsidenten, einem Vizepräsidenten und der erforderlichen Zahl 
von sonstigen Mitgliedern (Senatspräsidenten und Richtern). 

(2) Den Präsidenten, den Vizepräsidenten und die sonstigen Mitglieder des 
Verwaltungsgerichtes eines Landes ernennt die Landesregierung; diese hat, soweit es 
sich nicht um die Stelle des Präsidenten oder Vizepräsidenten handelt, 
Dreiervorschläge der Vollversammlung des Verwaltungsgerichtes einzuholen. Die 
Mitglieder der Verwaltungsgerichte der Länder müssen zumindest über ein 
abgeschlossenes Studium und eine fünfjährige einschlägige Berufserfahrung verfügen. 

(3) Den Präsidenten, den Vizepräsidenten und die sonstigen Mitglieder des 
Verwaltungsgerichtes des Bundes ernennt der Bundespräsident auf Vorschlag der 
Bundesregierung; diese hat, soweit es sich nicht um die Stelle des Präsidenten oder 
Vizepräsidenten handelt, Dreiervorschläge der Vollversammlung des 
Verwaltungsgerichtes einzuholen. Die Mitglieder des Verwaltungsgerichtes des 
Bundes müssen zumindest über ein abgeschlossenes Studium und eine fünfjährige 
einschlägige Berufserfahrung verfügen. 

(4) Den Präsidenten, den Vizepräsidenten und die sonstigen Mitglieder des 
Verwaltungsgerichtshofes ernennt der Bundespräsident auf Vorschlag der 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 2. (Anm.: aufgehoben durch BGBl. Nr. 444/1974) 
 3. die Angelegenheiten des Patentwesens; 
 4. die Angelegenheiten, über die in oberster Instanz die Entscheidung einer 

Kollegialbehörde zusteht, wenn nach dem die Einrichtung dieser Behörde 
regelnden Bundes- oder Landesgesetz unter den Mitgliedern sich wenigstens 
ein Richter befindet, auch die übrigen Mitglieder in Ausübung dieses Amtes 
an keine Weisungen gebunden sind, die Bescheide der Behörde nicht der 
Aufhebung oder Abänderung im Verwaltungsweg unterliegen und nicht, 
ungeachtet des Zutreffens dieser Bedingungen, die Anrufung des 
Verwaltungsgerichtshofes ausdrücklich für zulässig erklärt ist. 

Artikel 134. (1) Der Verwaltungsgerichtshof besteht aus einem Präsidenten, 
einem Vizepräsidenten und der erforderlichen Zahl von sonstigen Mitgliedern 
(Senatspräsidenten und Räten). 

(2) Den Präsidenten, den Vizepräsidenten und die übrigen Mitglieder des 
Verwaltungsgerichtshofes ernennt der Bundespräsident auf Vorschlag der 
Bundesregierung. Die Bundesregierung erstattet ihre Vorschläge, soweit es sich nicht 
um die Stelle des Präsidenten oder des Vizepräsidenten handelt, auf Grund von 
Dreiervorschlägen der Vollversammlung des Verwaltungsgerichtshofes. 

(3) Alle Mitglieder des Verwaltungsgerichtshofes müssen das Studium der 
Rechtswissenschaften oder die rechts- und staatswissenschaftlichen Studien 
abgeschlossen und bereits durch mindestens zehn Jahre eine Berufsstellung bekleidet 
haben, für die der Abschluss dieser Studien vorgeschrieben ist. Wenigstens der dritte 
Teil der Mitglieder muss die Befähigung zum Richteramt haben, wenigstens der vierte 
Teil soll aus Berufsstellungen in den Ländern, womöglich aus dem Verwaltungsdienst 
der Länder, entnommen werden. 

(4) Dem Verwaltungsgerichtshof können Mitglieder der Bundesregierung, einer 
Landesregierung oder eines allgemeinen Vertretungskörpers nicht angehören; für 
Mitglieder der allgemeinen Vertretungskörper, die auf eine bestimmte Gesetzgebungs- 
oder Funktionsperiode gewählt wurden, dauert die Unvereinbarkeit auch bei 
vorzeitigem Verzicht auf das Mandat bis zum Ablauf der Gesetzgebungs- oder 
Funktionsperiode fort. 

(5) Zum Präsidenten oder Vizepräsidenten des Verwaltungsgerichtshofes kann 
nicht bestellt werden, wer eine der im Abs. 4 bezeichneten Funktionen in den letzten 
vier Jahren bekleidet hat. 

Bundesregierung; diese erstattet ihre Vorschläge, soweit es sich nicht um die Stelle des 
Präsidenten oder Vizepräsidenten handelt, auf Grund von Dreiervorschlägen der 
Vollversammlung des Verwaltungsgerichtshofes. Die Mitglieder des 
Verwaltungsgerichtshofes müssen das Studium der Rechtswissenschaften 
abgeschlossen haben und über eine zehnjährige einschlägige Berufserfahrung 
verfügen. 

(5) Den Verwaltungsgerichten und dem Verwaltungsgerichtshof können 
Mitglieder der Bundesregierung, einer Landesregierung, des Nationalrates, des 
Bundesrates, eines Landtages oder des Europäischen Parlaments nicht angehören, dem 
Verwaltungsgerichtshof ferner Mitglieder eines sonstigen allgemeinen 
Vertretungskörpers; für Mitglieder eines allgemeinen Vertretungskörpers oder des 
Europäischen Parlaments, die auf eine bestimmte Gesetzgebungs- oder 
Funktionsperiode gewählt wurden, dauert die Unvereinbarkeit auch bei vorzeitigem 
Verzicht auf das Mandat bis zum Ablauf der Gesetzgebungs- oder Funktionsperiode 
fort. 

(6) Zum Präsidenten oder Vizepräsidenten eines Verwaltungsgerichtes oder des 
Verwaltungsgerichtshofes kann nicht ernannt werden, wer eine der in Abs. 5 
bezeichneten Funktionen in den letzten fünf Jahren ausgeübt hat. 

(7) Die Mitglieder der Verwaltungsgerichte und des Verwaltungsgerichtshofes 
sind Richter. Auf sie findet Art. 87 Abs. 1 und 2 und Art. 88 mit der Maßgabe 
Anwendung, dass die Altersgrenze, mit der die Mitglieder der Verwaltungsgerichte der 
Länder in den dauernden Ruhestand treten, durch Landesgesetz zu bestimmen ist. 

(8) Die Diensthoheit gegenüber den beim Verwaltungsgerichtshof Bediensteten 
wird vom Präsidenten ausgeübt. 

Artikel 135. (1) Die Gerichtsbarkeit bei den Verwaltungsgerichten wird durch 
Einzelrichter oder, soweit dies im Gesetz über die Organisation der 
Verwaltungsgerichte vorgesehen ist, durch Senate ausgeübt. Die Senate sind von der 
Vollversammlung aus den Mitgliedern des Verwaltungsgerichtes und, soweit in den 
die einzelnen Gebiete der Verwaltung regelnden Bundes- oder Landesgesetzen die 
Mitwirkung von fachkundigen Laienrichtern an der Rechtsprechung vorgesehen ist, 
aus fachkundigen Laienrichtern zusammenzusetzen. Die Gerichtsbarkeit beim 
Verwaltungsgerichtshof wird durch Senate ausgeübt, die von der Vollversammlung aus 
den Mitgliedern des Gerichtshofes zusammenzusetzen sind. 

(2) Die Geschäfte der Verwaltungsgerichte sind durch die Vollversammlung auf 
die einzelnen Mitglieder und die Senate für die gesetzlich bestimmte Zeit im Voraus zu 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(6) Alle Mitglieder des Verwaltungsgerichtshofes sind berufsmäßig angestellte 

Richter. Die Bestimmungen des Art. 87 Abs. 1 und 2 und des Art. 88 Abs. 2 finden auf 
sie Anwendung. Am 31. Dezember des Jahres, in dem sie das 65. Lebensjahr 
vollenden, treten die Mitglieder des Verwaltungsgerichtshofes kraft Gesetzes in den 
dauernden Ruhestand. 

Artikel 135. (1) Der Verwaltungsgerichtshof erkennt in Senaten, die von der 
Vollversammlung aus den Mitgliedern des Gerichtshofes zu bilden sind. 

(2) Die Geschäfte sind durch die Vollversammlung auf die Senate für die durch 
Bundesgesetz bestimmte Zeit im voraus zu verteilen. 

(3) Eine nach dieser Einteilung einem Mitglied zufallende Sache darf diesem nur 
im Falle seiner Behinderung abgenommen werden. 

(4) Art. 89 gilt sinngemäß auch für den Verwaltungsgerichtshof. 
Artikel 136. Die näheren Bestimmungen über Einrichtung, Aufgabenkreis und 

Verfahren des Verwaltungsgerichtshofes werden durch ein besonderes Bundesgesetz 
und auf Grund dieses durch eine von der Vollversammlung zu beschließende 
Geschäftsordnung geregelt. 

verteilen; gesetzlich kann vorgesehen werden, dass die Geschäfte von einem aus der 
Mitte der Vollversammlung zu wählenden Ausschuss, dem der Präsident angehören 
muss, verteilt werden. Die Geschäfte des Verwaltungsgerichtshofes sind durch die 
Vollversammlung auf die Senate für die gesetzlich bestimmte Zeit im Voraus zu 
verteilen. 

(3) Eine nach der Geschäftsverteilung einem Mitglied zufallende Sache darf ihm 
nur durch das gemäß Abs. 2 zuständige Organ und nur im Fall seiner Verhinderung 
oder dann abgenommen werden, wenn es wegen des Umfangs seiner Aufgaben an 
deren Erledigung innerhalb einer angemessenen Frist gehindert ist. 

Artikel 136. (1) Die Organisation der Verwaltungsgerichte der Länder wird durch 
Landesgesetz geregelt, die Organisation der Verwaltungsgerichte des Bundes und des 
Verwaltungsgerichtshofes durch Bundesgesetz. 

(2) Das Verfahren der Verwaltungsgerichte und des Verwaltungsgerichtshofes 
wird durch Bundesgesetz einheitlich geregelt. In den die einzelnen Gebiete der 
Verwaltung regelnden Bundes- oder Landesgesetzen können von dem das Verfahren 
der Verwaltungsgerichte regelnden Bundesgesetz abweichende Regelungen getroffen 
werden, dies jedoch nur dann, wenn sie zur Regelung des Gegenstandes erforderlich 
sind. 

(3) Die Vollversammlungen der Verwaltungsgerichte und des 
Verwaltungsgerichtshofes beschließen auf Grund der nach den vorstehenden Absätzen 
erlassenen Gesetze Geschäftsordnungen. 

D. Verfassungsgerichtshof B. Verfassungsgerichtsbarkeit 
Artikel 138. (1) Der Verfassungsgerichtshof erkennt ferner über 

Kompetenzkonflikte 
 a) zwischen Gerichten und Verwaltungsbehörden; 
 b) zwischen dem Verwaltungsgerichtshof und allen anderen Gerichten, 

insbesondere auch zwischen dem Verwaltungsgerichtshof und dem 
Verfassungsgerichtshof selbst, sowie zwischen den ordentlichen Gerichten 
und anderen Gerichten; 

 c) zwischen den Ländern untereinander sowie zwischen einem Land und dem 
Bund. 

Artikel 138. (1) Der Verfassungsgerichtshof erkennt über Kompetenzkonflikte 
 1. zwischen Gerichten und Verwaltungsbehörden; 
 2. zwischen ordentlichen Gerichten und Verwaltungsgerichten oder dem 

Verwaltungsgerichtshof; 
 3. zwischen ihm selbst und allen anderen Gerichten; 
 4. zwischen dem Bund und einem Land oder zwischen den Ländern 

untereinander. 

(2) … (2) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Artikel 139. (1) Der Verfassungsgerichtshof erkennt über Gesetzwidrigkeit von 

Verordnungen einer Bundes- oder Landesbehörde auf Antrag eines Gerichtes, eines 
unabhängigen Verwaltungssenates oder des Bundesvergabeamtes, sofern aber der 
Verfassungsgerichtshof eine solche Verordnung in einer anhängigen Rechtssache 
anzuwenden hätte, von Amts wegen. Er erkennt über Gesetzwidrigkeit von 
Verordnungen einer Landesbehörde auch auf Antrag der Bundesregierung und über 
Gesetzwidrigkeit von Verordnungen einer Bundesbehörde auch auf Antrag einer 
Landesregierung und über Gesetzwidrigkeit von Verordnungen einer 
Gemeindeaufsichtsbehörde nach Art. 119a Abs. 6 auch auf Antrag der betreffenden 
Gemeinde. Er erkennt ferner über die Gesetzwidrigkeit von Verordnungen auf Antrag 
einer Person, die unmittelbar durch diese Gesetzwidrigkeit in ihren Rechten verletzt zu 
sein behauptet, sofern die Verordnung ohne Fällung einer gerichtlichen Entscheidung 
oder ohne Erlassung eines Bescheides für diese Person wirksam geworden ist; für 
solche Anträge gilt Art. 89 Abs. 3 sinngemäß. 

Artikel 139. (1) Der Verfassungsgerichtshof erkennt über Gesetzwidrigkeit von 
Verordnungen 
 1.  auf Antrag eines Gerichtes; 
 2. auf Antrag einer Partei des Verfahrens eines letztinstanzlichen Gerichtes, 

deren Anregung, einen Antrag gemäß Z 1 auf Aufhebung einer gesetzwidrigen 
Verordnung zu stellen, nicht entsprochen worden ist und die durch die 
Entscheidung des Gerichtes wegen Anwendung der Verordnung in ihren 
Rechten verletzt zu sein behauptet; 

 3. von Amts wegen, wenn er die Verordnung in einer bei ihm anhängigen 
Rechtssache anzuwenden hätte; 

 4.  auf Antrag einer Person, die unmittelbar durch diese Gesetzwidrigkeit in ihren 
Rechten verletzt zu sein behauptet, wenn die Verordnung ohne Fällung einer 
gerichtlichen Entscheidung oder ohne Erlassung eines Bescheides für diese 
Person wirksam geworden ist; 

 5. einer Bundesbehörde auch auf Antrag einer Landesregierung oder der 
Volksanwaltschaft; 

 6. einer Landesbehörde auch auf Antrag der Bundesregierung oder, wenn 
landesverfassungsgesetzlich die Volksanwaltschaft auch für den Bereich der 
Verwaltung des betreffenden Landes für zuständig erklärt wurde, der 
Volksanwaltschaft oder einer Einrichtung gemäß Art. 148i Abs. 2; 

 7. einer Aufsichtsbehörde nach Art. 119a Abs. 6 auch auf Antrag der Gemeinde, 
deren Verordnung aufgehoben wurde. 

Für Anträge gemäß Z 2 und 4 gilt Art. 89 Abs. 3 sinngemäß. Der 
Verfassungsgerichtshof kann die Behandlung eines Antrages gemäß Z 2 bis zur 
Verhandlung durch Beschluss ablehnen, wenn er keine hinreichende Aussicht auf 
Erfolg hat. 

(2) … (2) … 
(3) … (3) … 
(4) Ist die Verordnung im Zeitpunkt der Fällung des Erkenntnisses des 

Verfassungsgerichtshofes bereits außer Kraft getreten und wurde das Verfahren von 
Amts wegen eingeleitet oder der Antrag von einem Gericht, von einem unabhängigen 
Verwaltungssenat, vom Bundesvergabeamt oder von einer Person gestellt, die 
unmittelbar durch die Gesetzwidrigkeit der Verordnung in ihren Rechten verletzt zu 
sein behauptet, so hat der Verfassungsgerichtshof auszusprechen, ob die Verordnung 

(4) Ist die Verordnung im Falle eines Antrages gemäß Abs. 1 Z 1 bis 4 im 
Zeitpunkt der Fällung des Erkenntnisses des Verfassungsgerichtshofes bereits außer 
Kraft getreten, so hat der Verfassungsgerichtshof auszusprechen, ob die Verordnung 
gesetzwidrig war. Abs. 3 gilt sinngemäß. 

94/M
E

 X
X

III. G
P - M

inisterialentw
urf - M

aterialien - T
extgegenüberstellung

18 von 28



  19 von 28 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
gesetzwidrig war. Abs. 3 gilt sinngemäß. 

(5) … (5) … 
(6) … (6) … 
Artikel 139a. Der Verfassungsgerichtshof erkennt über Gesetzwidrigkeit von 

Kundmachungen über die Wiederverlautbarung eines Gesetzes (Staatsvertrages) auf 
Antrag eines Gerichtes, eines unabhängigen Verwaltungssenates oder des 
Bundesvergabeamtes, sofern aber der Verfassungsgerichtshof eine solche 
Kundmachung in einer anhängigen Rechtssache anzuwenden hätte, von Amts wegen. 
Er erkennt über Gesetzwidrigkeit solcher Kundmachungen eines Landes auch auf 
Antrag der Bundesregierung und über Gesetzwidrigkeit solcher Kundmachungen des 
Bundes auch auf Antrag einer Landesregierung. Er erkennt ferner über 
Gesetzwidrigkeit solcher Kundmachungen auch auf Antrag einer Person, die 
unmittelbar durch diese Gesetzwidrigkeit in ihren Rechten verletzt zu sein behauptet, 
sofern die Kundmachung ohne Fällung einer gerichtlichen Entscheidung oder ohne 
Erlassung eines Bescheides für diese Person wirksam geworden ist. Art. 139 Abs. 2 bis 
6 ist sinngemäß anzuwenden. 

Artikel 139a. Der Verfassungsgerichtshof erkennt über Gesetzwidrigkeit von 
Kundmachungen über die Wiederverlautbarung eines Gesetzes (Staatsvertrages). 
Art. 139 ist sinngemäß anzuwenden. 

Artikel 140. (1) Der Verfassungsgerichtshof erkennt über Verfassungswidrigkeit 
eines Bundes- oder Landesgesetzes auf Antrag des Verwaltungsgerichtshofes, des 
Obersten Gerichtshofes, eines zur Entscheidung in zweiter Instanz berufenen 
Gerichtes, eines unabhängigen Verwaltungssenates oder des Bundesvergabeamtes, 
sofern aber der Verfassungsgerichtshof ein solches Gesetz in einer anhängigen 
Rechtssache anzuwenden hätte, von Amts wegen. Er erkennt über 
Verfassungswidrigkeit von Landesgesetzen auch auf Antrag der Bundesregierung und 
über Verfassungswidrigkeit von Bundesgesetzen auch auf Antrag einer 
Landesregierung, eines Drittels der Mitglieder des Nationalrates oder eines Drittels der 
Mitglieder des Bundesrates. Durch Landesverfassungsgesetz kann bestimmt werden, 
dass ein solches Antragsrecht hinsichtlich der Verfassungswidrigkeit von 
Landesgesetzen auch einem Drittel der Mitglieder des Landtages zusteht. Der 
Verfassungsgerichtshof erkennt ferner über Verfassungswidrigkeit von Gesetzen auf 
Antrag einer Person, die unmittelbar durch diese Verfassungswidrigkeit in ihren 
Rechten verletzt zu sein behauptet, sofern das Gesetz ohne Fällung einer gerichtlichen 
Entscheidung oder ohne Erlassung eines Bescheides für diese Person wirksam 
geworden ist; für solche Anträge gilt Art. 89 Abs. 3 sinngemäß. 

Artikel 140. (1) Der Verfassungsgerichtshof erkennt über Verfassungswidrigkeit 
 1. von Gesetzen auf Antrag des Obersten Gerichtshofes, eines in zweiter Instanz 

zuständigen ordentlichen Gerichtes, eines Verwaltungsgerichtes oder des 
Verwaltungsgerichtshofes; 

 2. von Gesetzen auf Antrag einer Partei des Verfahrens eines letztinstanzlichen 
Gerichtes, deren Anregung, einen Antrag gemäß Z 1 auf Aufhebung eines 
verfassungswidrigen Gesetzes zu stellen, nicht entsprochen worden ist und die 
durch die Entscheidung des Gerichtes wegen Anwendung des Gesetzes in 
ihren Rechten verletzt zu sein behauptet; 

 3. von Gesetzen von Amts wegen, wenn er das Gesetz in einer bei ihm 
anhängigen Rechtssache anzuwenden hätte; 

 4. von Gesetzen auf Antrag einer Person, die unmittelbar durch diese 
Verfassungswidrigkeit in ihren Rechten verletzt zu sein behauptet, wenn das 
Gesetz ohne Fällung einer gerichtlichen Entscheidung oder ohne Erlassung 
eines Bescheides für diese Person wirksam geworden ist; 

 5. von Bundesgesetzen auch auf Antrag einer Landesregierung, eines Drittels der 
Mitglieder des Nationalrates oder eines Drittels der Mitglieder des 
Bundesrates; 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 6. von Landesgesetzen auch auf Antrag der Bundesregierung oder, wenn dies 

landesverfassungsgesetzlich vorgesehen ist, auf Antrag eines Drittels der 
Mitglieder des Landtages. 

Für Anträge gemäß Z 2 und 4 gilt Art. 89 Abs. 3 sinngemäß. Der 
Verfassungsgerichtshof kann die Behandlung eines Antrages gemäß Z 2 bis zur 
Verhandlung durch Beschluss ablehnen, wenn er keine hinreichende Aussicht auf 
Erfolg hat. 

(2) … (2) … 
(3) … (3) … 
(4) Ist das Gesetz im Zeitpunkt der Fällung des Erkenntnisses des 

Verfassungsgerichtshofes bereits außer Kraft getreten und wurde das Verfahren von 
Amts wegen eingeleitet oder der Antrag von einem Gericht, von einem unabhängigen 
Verwaltungssenat, vom Bundesvergabeamt oder von einer Person gestellt, die 
unmittelbar durch die Verfassungswidrigkeit des Gesetzes in ihren Rechten verletzt zu 
sein behauptet, so hat der Verfassungsgerichtshof auszusprechen, ob das Gesetz 
verfassungswidrig war. Abs. 3 gilt sinngemäß. 

(4) Ist das Gesetz im Falle eines Antrages gemäß Abs. 1 Z 1 bis 4 im Zeitpunkt 
der Fällung des Erkenntnisses des Verfassungsgerichtshofes bereits außer Kraft 
getreten, so hat der Verfassungsgerichtshof auszusprechen, ob das Gesetz 
verfassungswidrig war. Abs. 3 gilt sinngemäß. 

(5) bis (7) … (5) bis (7) … 

Artikel 141. (1) Der Verfassungsgerichtshof erkennt 
 a) bis d) … 
 e) soweit in den die Wahlen regelnden Bundes- oder Landesgesetzen die 

Erklärung des Mandatsverlustes durch Bescheid einer Verwaltungsbehörde 
vorgesehen ist, über die Anfechtung solcher Bescheide, durch die der Verlust 
des Mandates in einem allgemeinen Vertretungskörper, in einem mit der 
Vollziehung betrauten Organ einer Gemeinde oder in einem satzungsgebenden 
Organ (Vertretungskörper) einer gesetzlichen beruflichen Vertretung 
ausgesprochen wurde, nach Erschöpfung des Instanzenzuges. 

… 

Artikel 141. (1) Der Verfassungsgerichtshof erkennt 
 a) bis d) … 
 e) soweit in den die Wahlen regelnden Bundes- oder Landesgesetzen die 

Erklärung des Mandatsverlustes durch Bescheid einer Verwaltungsbehörde 
vorgesehen ist, über die Anfechtung solcher Bescheide, durch die der Verlust 
des Mandates in einem allgemeinen Vertretungskörper, in einem mit der 
Vollziehung betrauten Organ einer Gemeinde oder in einem satzungsgebenden 
Organ (Vertretungskörper) einer gesetzlichen beruflichen Vertretung 
ausgesprochen wurde. 

… 
(2) … (2) … 
(3) … (3) … 
Artikel 144. (1) Der Verfassungsgerichtshof erkennt über Beschwerden gegen 

Bescheide der Verwaltungsbehörden einschließlich der unabhängigen 
Verwaltungssenate, soweit der Beschwerdeführer durch den Bescheid in einem 
verfassungsgesetzlich gewährleisteten Recht oder wegen Anwendung einer 

Artikel 144. (1) Der Verfassungsgerichtshof erkennt über Beschwerden gegen 
Entscheidungen der Verwaltungsgerichte, soweit der Beschwerdeführer durch die 
Entscheidung in einem verfassungsgesetzlich gewährleisteten Recht oder wegen 
Anwendung einer gesetzwidrigen Verordnung, einer gesetzwidrigen Kundmachung 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
gesetzwidrigen Verordnung, einer gesetzwidrigen Kundmachung über die 
Wiederverlautbarung eines Gesetzes (Staatsvertrages), eines verfassungswidrigen 
Gesetzes oder eines rechtswidrigen Staatsvertrages in seinen Rechten verletzt zu sein 
behauptet. Die Beschwerde kann erst nach Erschöpfung des Instanzenzuges erhoben 
werden. 

über die Wiederverlautbarung eines Gesetzes (Staatsvertrages), eines 
verfassungswidrigen Gesetzes oder eines rechtswidrigen Staatsvertrages in seinen 
Rechten verletzt zu sein behauptet. 

 

(2) Der Verfassungsgerichtshof kann die Behandlung einer Beschwerde bis zur 
Verhandlung durch Beschluss ablehnen, wenn sie keine hinreichende Aussicht auf 
Erfolg hat oder von der Entscheidung die Klärung einer verfassungsrechtlichen Frage 
nicht zu erwarten ist. Die Ablehnung der Behandlung ist unzulässig, wenn es sich um 
einen Fall handelt, der nach Art. 133 von der Zuständigkeit des 
Verwaltungsgerichtshofes ausgeschlossen ist. 

(2) Der Verfassungsgerichtshof kann die Behandlung einer Beschwerde bis zur 
Verhandlung durch Beschluss ablehnen, wenn sie keine hinreichende Aussicht auf 
Erfolg hat oder von der Entscheidung die Klärung einer verfassungsrechtlichen Frage 
nicht zu erwarten ist. 
 

(3) Findet der Verfassungsgerichtshof, dass durch den angefochtenen Bescheid 
der Verwaltungsbehörde ein Recht im Sinne des Abs. 1 nicht verletzt wurde, und 
handelt es sich nicht um einen Fall, der nach Art. 133 von der Zuständigkeit des 
Verwaltungsgerichtshofes ausgeschlossen ist, so hat der Verfassungsgerichtshof auf 
Antrag des Beschwerdeführers die Beschwerde zur Entscheidung darüber, ob der 
Beschwerdeführer durch den Bescheid in einem sonstigen Recht verletzt wurde, dem 
Verwaltungsgerichtshof abzutreten. Dies gilt sinngemäß bei Beschlüssen nach Abs. 2. 

(3) Findet der Verfassungsgerichtshof, dass durch die angefochtene Entscheidung 
des Verwaltungsgerichtes ein Recht im Sinne des Abs. 1 nicht verletzt wurde, so hat er 
auf Antrag des Beschwerdeführers die Beschwerde zur Entscheidung darüber, ob der 
Beschwerdeführer durch die Entscheidung in einem sonstigen Recht verletzt wurde, 
dem Verwaltungsgerichtshof abzutreten. Dies gilt sinngemäß bei Beschlüssen nach 
Abs. 2. 

Artikel 147. (1) … Artikel 147. (1) … 
(2) … (2) … 
(3) Der Präsident, der Vizepräsident sowie die übrigen Mitglieder und die 

Ersatzmitglieder müssen das Studium der Rechtswissenschaften oder die rechts- und 
staatswissenschaftlichen Studien abgeschlossen und bereits durch mindestens zehn 
Jahre eine Berufsstellung bekleidet haben, für die der Abschluss dieser Studien 
vorgeschrieben ist. 

(3) Der Präsident, der Vizepräsident sowie die übrigen Mitglieder und die 
Ersatzmitglieder müssen das Studium der Rechtswissenschaften abgeschlossen und 
bereits durch mindestens zehn Jahre eine Berufsstellung bekleidet haben, für die der 
Abschluss dieser Studien vorgeschrieben ist. 

(4) Dem Verfassungsgerichtshof können nicht angehören: Mitglieder der 
Bundesregierung oder einer Landesregierung, ferner Mitglieder des Nationalrates, des 
Bundesrates oder sonst eines allgemeinen Vertretungskörpers; für Mitglieder dieser 
Vertretungskörper, die auf eine bestimmte Gesetzgebungs- oder Funktionsperiode 
gewählt wurden, dauert die Unvereinbarkeit auch bei vorzeitigem Verzicht auf das 
Mandat bis zum Ablauf der Gesetzgebungs- oder Funktionsperiode fort. Endlich 
können dem Verfassungsgerichtshof Personen nicht angehören, die Angestellte oder 
sonstige Funktionäre einer politischen Partei sind. 

(4) Dem Verfassungsgerichtshof können Mitglieder der Bundesregierung, einer 
Landesregierung, eines allgemeinen Vertretungskörpers oder des Europäischen 
Parlaments nicht angehören; für Mitglieder eines allgemeinen Vertretungskörpers oder 
des Europäischen Parlaments, die auf eine bestimmte Gesetzgebungs- oder 
Funktionsperiode gewählt wurden, dauert die Unvereinbarkeit auch bei vorzeitigem 
Verzicht auf das Mandat bis zum Ablauf der Gesetzgebungs- oder Funktionsperiode 
fort. Endlich können dem Verfassungsgerichtshof Personen nicht angehören, die 
Angestellte oder sonstige Funktionäre einer politischen Partei sind. 

(5) Zum Präsidenten oder Vizepräsidenten des Verfassungsgerichtshofes kann (5) Zum Präsidenten oder Vizepräsidenten des Verfassungsgerichtshofes kann 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
nicht bestellt werden, wer eine der im Abs. 4 bezeichneten Funktionen in den letzten 
vier Jahren bekleidet hat. 

nicht ernannt werden, wer eine der im Abs. 4 bezeichneten Funktionen in den letzten 
fünf Jahren ausgeübt hat. 

(6) … (6) … 
(7) … (7) … 
 (8) Die Diensthoheit gegenüber den beim Verfassungsgerichtshof Bediensteten 

wird vom Präsidenten ausgeübt. 

Siebentes Hauptstück 
Volksanwaltschaft 

Achtes Hauptstück 
Missstandskontrolle 

A. Volksanwaltschaft 
Artikel 148a. (1) … Artikel 148a. (1) … 
(2) … (2) … 
 (2a) Der Misstandskontrolle durch die Volksanwaltschaft gemäß den Abs. 1 und 2 

unterliegt auch die Tätigkeit folgender Rechtsträger als Träger von Privatrechten, 
soweit die behaupteten oder vermuteten Missstände bei der Erfüllung von im 
Allgemeininteresse liegenden Aufgaben aufgetreten sind: 
 1. Stiftungen, Fonds und Anstalten, die von Organen des Bundes oder von 

Personen (Personengemeinschaften) verwaltet werden, die hiezu von Organen 
des Bundes bestellt sind; 

 2. Unternehmungen, an denen der Bund oder ein Rechtsträger im Sinne dieses 
Absatzes mit mindestens 50 vH des Kapitals beteiligt ist oder die von diesen 
Rechtsträgern durch andere finanzielle oder sonstige wirtschaftliche oder 
organisatorische Maßnahmen beherrscht werden; dies gilt auch für 
Unternehmungen jeder weiteren Stufe, bei denen die Voraussetzungen gemäß 
dieser Ziffer vorliegen. 

(3) … (3) … 
(4) … (4) … 
Artikel 148b. (1) Alle Organe des Bundes, der Länder und der Gemeinden haben 

die Volksanwaltschaft bei der Besorgung ihrer Aufgaben zu unterstützen, ihr 
Akteneinsicht zu gewähren und auf Verlangen die erforderlichen Auskünfte zu 
erteilen. Amtsverschwiegenheit besteht nicht gegenüber der Volksanwaltschaft. 

Artikel 148b. (1) Alle Organe des Bundes, der Länder, der Gemeinden sowie der 
Rechtsträger im Sinne des Art. 148a Abs. 2a haben die Volksanwaltschaft bei der 
Besorgung ihrer Aufgaben zu unterstützen, ihr Akteneinsicht zu gewähren und auf 
Verlangen die erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Amtsverschwiegenheit besteht 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
nicht gegenüber der Volksanwaltschaft. 

(2) … (2) … 
Artikel 148c. Die Volksanwaltschaft kann den mit den obersten 

Verwaltungsgeschäften des Bundes betrauten Organen Empfehlungen für die in einem 
bestimmten Fall oder aus Anlass eines bestimmten Falles zu treffenden Maßnahmen 
erteilen. In Angelegenheiten der Selbstverwaltung oder der Verwaltung durch 
weisungsfreie Behörden kann die Volksanwaltschaft dem zuständigen Organ der 
Selbstverwaltung oder der weisungsfreien Behörde Empfehlungen erteilen; derartige 
Empfehlungen sind auch dem obersten Verwaltungsorgan des Bundes zur Kenntnis zu 
bringen. Das betreffende Organ hat binnen einer bundesgesetzlich zu bestimmenden 
Frist entweder diesen Empfehlungen zu entsprechen und dies der Volksanwaltschaft 
mitzuteilen oder schriftlich zu begründen, warum der Empfehlung nicht entsprochen 
wurde. 

Artikel 148c. (1) Die Volksanwaltschaft kann den mit den obersten 
Verwaltungsgeschäften des Bundes betrauten Organen Empfehlungen für die in einem 
bestimmten Fall oder aus Anlass eines bestimmten Falles zu treffenden Maßnahmen 
erteilen. In Angelegenheiten der Selbstverwaltung oder der Verwaltung durch 
weisungsfreie Behörden kann die Volksanwaltschaft dem zuständigen Organ der 
Selbstverwaltung oder der weisungsfreien Behörde Empfehlungen erteilen; derartige 
Empfehlungen sind auch dem obersten Verwaltungsorgan des Bundes zur Kenntnis zu 
bringen. Das betreffende Organ hat zu dieser Empfehlung Stellung zu nehmen. 

 

 (2) Die Volksanwaltschaft kann den leitenden Organen der in Art. 148a Abs. 2a 
genannten Rechtsträger Empfehlungen erteilen. Abs. 1 gilt sinngemäß. 

Artikel 148e. Auf Antrag der Volksanwaltschaft erkennt der 
Verfassungsgerichtshof über Gesetzwidrigkeit von Verordnungen einer 
Bundesbehörde. 

 

Artikel 148f. Entstehen zwischen der Volksanwaltschaft und der 
Bundesregierung oder einem Bundesminister Meinungsverschiedenheiten über die 
Auslegung der gesetzlichen Bestimmungen, die die Zuständigkeit der 
Volksanwaltschaft regeln, so entscheidet auf Antrag der Bundesregierung oder der 
Volksanwaltschaft der Verfassungsgerichtshof in nichtöffentlicher Verhandlung. 

Artikel 148f. Entstehen zwischen der Volksanwaltschaft und der 
Bundesregierung, einem Bundesminister oder einem Rechtsträger im Sinne des 
Art. 148a Abs. 2a Meinungsverschiedenheiten über die Auslegung der gesetzlichen 
Bestimmungen, die die Zuständigkeit der Volksanwaltschaft regeln, so entscheidet auf 
Antrag der Bundesregierung oder der Volksanwaltschaft der Verfassungsgerichtshof. 

Artikel 148g. (1) … Artikel 148g. (1) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(2) Die Mitglieder der Volksanwaltschaft werden vom Nationalrat auf Grund 

eines Gesamtvorschlages des Hauptausschusses gewählt. Der Hauptausschuss erstellt 
seinen Gesamtvorschlag bei Anwesenheit von mindestens der Hälfte seiner Mitglieder, 
wobei die drei mandatsstärksten Parteien des Nationalrates das Recht haben, je ein 
Mitglied für diesen Gesamtvorschlag namhaft zu machen. Die Mitglieder der 
Volksanwaltschaft leisten vor Antritt ihres Amtes dem Bundespräsidenten die 
Angelobung. 

(4) Im Falle des vorzeitigen Ausscheidens eines Mitgliedes der Volksanwaltschaft 
hat jene im Nationalrat vertretene Partei, die dieses Mitglied namhaft gemacht hat, ein 
neues Mitglied namhaft zu machen. Die Neuwahl für den Rest der Funktionsperiode ist 
gemäß Abs. 2 durchzuführen. 

 

(2) Die Mitglieder der Volksanwaltschaft werden vom Nationalrat auf Grund 
eines Gesamtvorschlages des Hauptausschusses gewählt. Der Hauptausschuss erstellt 
seinen Gesamtvorschlag bei Anwesenheit von mindestens der Hälfte seiner Mitglieder, 
wobei die drei Klubs des Nationalrates, denen die meisten Abgeordneten angehören, 
das Recht haben, je ein Mitglied für diesen Gesamtvorschlag namhaft zu machen. Im 
Falle des vorzeitigen Ausscheidens eines Mitgliedes der Volksanwaltschaft hat der 
Klub des Nationalrates, dem zu diesem Zeitpunkt die meisten Abgeordneten angehören 
und der kein der Volksanwaltschaft noch angehörendes Mitglied namhaft gemacht hat, 
ein neues Mitglied namhaft zu machen. Die Neuwahl für den Rest der 
Funktionsperiode ist gemäß dem ersten und zweiten Satz durchzuführen. Für den Fall 
des Mandatsgleichstands trifft das Bundesgesetz über die Geschäftsordnung des 
Nationalrates nähere Regelungen, welchen Klubs das Recht zur Namhaftmachung 
zukommt. 

(3) Die Mitglieder der Volksanwaltschaft werden vor Antritt ihres Amtes vom 
Bundespräsidenten angelobt. 

(3) Der Vorsitz in der Volksanwaltschaft wechselt jährlich zwischen den 
Mitgliedern in der Reihenfolge der Mandatsstärke der die Mitglieder namhaft 
machenden Parteien. Diese Reihenfolge wird während der Funktionsperiode der 
Volksanwaltschaft unverändert beibehalten. 

(4) Der Vorsitz in der Volksanwaltschaft wechselt jährlich zwischen den 
Mitgliedern. 

(5) Die Mitglieder der Volksanwaltschaft müssen zum Nationalrat wählbar sein; 
sie dürfen während ihrer Amtstätigkeit weder der Bundesregierung noch einer 
Landesregierung noch einem allgemeinen Vertretungskörper angehören und keinen 
anderen Beruf ausüben. 

(5) Die Mitglieder der Volksanwaltschaft müssen zum Nationalrat wählbar sein; 
sie dürfen während ihrer Amtstätigkeit weder der Bundesregierung noch einer 
Landesregierung noch einem allgemeinen Vertretungskörper noch dem Europäischen 
Parlament angehören und keinen anderen Beruf ausüben. 

 (6) Mitglieder der Volksanwaltschaft können durch Beschluss des Nationalrates in 
Anwesenheit von mindestens der Hälfte der Mitglieder mit einer Mehrheit von zwei 
Dritteln der abgegebenen Stimmen abberufen werden. 

Artikel 148i. (1) Durch Landesverfassungsgesetz können die Länder die 
Volksanwaltschaft auch für den Bereich der Verwaltung des betreffenden Landes für 
zuständig erklären. In diesem Falle sind die Art. 148e und 148f sinngemäß 
anzuwenden. 

Artikel 148i. (1) Durch Landesverfassungsgesetz können die Länder die 
Volksanwaltschaft auch für den Bereich der Verwaltung des betreffenden Landes für 
zuständig erklären; in diesem Fall sind die Art. 148a Abs. 2a und 148f sinngemäß 
anzuwenden. 

(2) Schaffen die Länder für den Bereich der Landesverwaltung Einrichtungen mit 
gleichartigen Aufgaben wie die Volksanwaltschaft, so kann durch 
Landesverfassungsgesetz eine den Art. 148e und 148f entsprechende Regelung 
getroffen werden. 

(2) Sofern ein Land die Volksanwaltschaft nicht gemäß Abs. 1 für zuständig 
erklärt, hat es durch Landesverfassungsgesetz eine der Volksanwaltschaft gleichartige 
Einrichtung zu schaffen sowie den Art. 148a Abs. 2a und 148f entsprechende 
Regelungen zu treffen. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Artikel 148j. Nähere Bestimmungen zur Ausführung dieses Hauptstückes sind 

bundesgesetzlich zu treffen. 
Artikel 148j. Nähere Bestimmungen zur Ausführung dieses Abschnittes sind 

bundesgesetzlich zu regeln. 
 

B. Justizanwalt 
 Artikel 148k. (1) Jedermann kann sich beim Justizanwalt wegen behaupteter 

Missstände in der ordentlichen Gerichtsbarkeit beschweren, sofern er von diesen 
Missständen betroffen ist und soweit ihm ein Rechtsmittel nicht oder nicht mehr zur 
Verfügung steht. Jede solche Beschwerde ist vom Justizanwalt zu prüfen. Dem 
Beschwerdeführer sind das Ergebnis der Prüfung sowie die allenfalls getroffenen 
Veranlassungen mitzuteilen. Der Justizanwalt ist berechtigt, von ihm vermutete 
Missstände in der ordentlichen Gerichtsbarkeit von Amts wegen zu prüfen.  

(2) Der Justizanwalt ist in Ausübung seines Amtes unabhängig. 
(3) Art. 148b ist sinngemäß anzuwenden. 
(4) Der Justizanwalt kann dem zuständigen Organ Empfehlungen für die zu 

treffenden Maßnahmen erteilen; derartige Empfehlungen sind auch dem zuständigen 
Bundesminister zur Kenntnis zu bringen. Das betreffende Organ hat zu dieser 
Empfehlung Stellung zu nehmen. Darüber hinaus kann der Justizanwalt 
erforderlichenfalls Maßnahmen der Dienstaufsicht anregen, eine Disziplinaranzeige 
erstatten, einen Fristsetzungsantrag stellen oder das Recht zur Ablehnung von Richtern 
ausüben. 

(5) Der Justizanwalt hat dem Nationalrat und dem Bundesrat jährlich zu 
berichten. 

(6) Der Justizanwalt wird vom Nationalrat auf Grund eines Dreiervorschlags der 
Vollversammlung des Obersten Gerichtshofes für eine Funktionsperiode von zwölf 
Jahren gewählt; eine Wiederwahl ist unzulässig. Zum Justizanwalt kann nur gewählt 
werden, wer die Befähigung zum Richteramt hat und über eine zumindest 
zwanzigjährige einschlägige Berufserfahrung als Richter verfügt. Der Justizanwalt 
wird vor Antritt seines Amtes vom Bundespräsidenten angelobt. Der Justizanwalt kann 
durch Beschluss des Nationalrates in Anwesenheit von mindestens der Hälfte der 
Mitglieder mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen abberufen 
werden. 

(7) Für die Bediensteten der Justizanwaltschaft ist Art. 148h Abs. 1 und 2 
sinngemäß anzuwenden. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(8) Nähere Bestimmungen zur Ausführung dieses Abschnittes sind 

bundesgesetzlich zu regeln. 

Achtes Hauptstück 
Schlussbestimmungen 

Neuntes Hauptstück 
Schlussbestimmungen 

Artikel 151. (1) bis (6) … Artikel 151. (1) bis (6) … 
(7) Art. 142 Abs. 2 lit. h und i in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 100/2003 tritt mit 1. Jänner 2010 in Kraft; zugleich treten Art. 11 Abs. 7 in der 
Fassung des Bundesverfassungsgesetzes BGBl. Nr. 508/1993 und des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 100/2003 und Art. 11 Abs. 8 in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. I 
Nr. 114/2000 und BGBl. I Nr. 100/2003 außer Kraft. Der unabhängige Umweltsenat 
bleibt für die zu diesem Zeitpunkt anhängigen Verfahren bis zu deren Beendigung 
zuständig. 

(7) Art. 142 Abs. 2 lit. h und i in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 100/2003 tritt mit 1. Jänner 2010 in Kraft. 

(8) bis (36) … (8) bis (36) … 

 (37) Für das Inkrafttreten der durch das Bundesverfassungsgesetz BGBl. I 
Nr. xx/2007 geänderten oder eingefügten Bestimmungen und für das Außerkrafttreten 
der durch dieses Bundesverfassungsgesetz aufgehobenen Bestimmungen gilt: 
 1. Art. 2 Abs. 3, Art. 3 Abs. 2 bis 4, Art. 9 Abs. 2, Art. 10 Abs. 3, Art. 23f Abs. 1 

letzter Satz und Abs. 3, Art. 50, Art. 52a Abs. 1 und 2, der sechste 
Unterabschnitt des Abschnittes A des dritten Hauptstücks, die Überschriften 
vor Art. 115, Abschnitt B des neuen fünften Hauptstücks sowie die 
Überschriften vor den Art. 121, 129, 148a und 149 jeweils in der Fassung der 
Z 32 treten mit xx.xx.xxxx in Kraft; 

 2. Art. 122 Abs. 5, Art. 123 Abs. 2, Art. 127c, die Überschriften vor Art. 148a in 
der Fassung der Z 51, Art. 148a Abs. 2a, Art. 148b Abs. 1 erster Satz, 
Art. 148c, Art. 148f, Art. 148g Abs. 2 bis 6, Art. 148i, Art. 148j sowie 
Abschnitt B des neuen achten Hauptstückes treten mit xx.xx.xxxx in Kraft; bis 
zum Außerkrafttreten des Art. 148e gilt Art. 148i mit der Maßgabe, dass im 
Falle seines Abs. 1 auch Art. 148e sinngemäß anzuwenden ist und im Falle 
seines Abs. 2 auch eine dem Art. 148e entsprechende Regelung zu treffen ist. 

 3. Art. 10 Abs. 1 Z 1 und 6, Art. 12 Abs. 1 Z 3, Art. 15 Abs. 3, Art. 20 Abs. 1 
und 2, Art. 52 Abs. 1a, die Überschrift vor Art. 82, Art. 82 und 83, Art. 88 
Abs. 1, Art. 92 Abs. 2, Art. 112, Art. 118 Abs. 3 Z 9 und Abs. 4, Art. 119a 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Abs. 9, die Überschrift vor Art. 129 in der Fassung der Z 37, Art. 129 bis 136, 
die Überschrift vor Art. 137, Art. 138 Abs. 1, Art. 139 Abs. 1 und 4, Art. 139a, 
Art. 140 Abs. 1 und 4, Art. 141 Abs. 1 lit. e, Art. 144, Art. 147 Abs. 3, Abs. 4 
erster Satz, Abs. 5 und Abs. 8 sowie Art. 151 Abs. 7 treten mit xx.xx.xxxx in 
Kraft; gleichzeitig treten Art. 11 Abs. 7 und 8, Art. 12 Abs. 2 und 3, Art. 15 
Abs. 5 und 7, Art. 21 Abs. 3, Art. 103 Abs. 4, Art. 109, Art. 111, Art. 119a 
Abs. 5 und Art. 148e außer Kraft. 

 4. Mit Inkrafttreten der in Z 3 angeführten Bestimmungen werden die 
unabhängigen Verwaltungssenate, die in Anlage 1 genannten 
Kollegialbehörden gemäß Art. 20 Abs. 2 und die in Anlage 2 genannten 
weisungsfrei gestellten Behörden aufgelöst; die Zuständigkeit dieser Behörden 
gehen mit diesem Zeitpunkt auf die Verwaltungsgerichte über. 

 5. Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens der in Z 3 angeführten Bestimmungen bei 
einem unabhängigen Verwaltungssenat, einer in Anlage 1 genannten 
Kollegialbehörde gemäß Art. 20 Abs. 2, einer in Anlage 2 genannten 
weisungsfrei gestellten Behörde oder einer als Berufungsinstanz tätigen 
Verwaltungsbehörde anhängigen Rechtssachen sind mit diesem Zeitpunkt von 
den jeweils zuständigen Verwaltungsgerichten weiterzuführen. 

 6. Die für die Aufnahme der Tätigkeit der Verwaltungsgerichte notwendigen 
organisatorischen und personellen Maßnahmen können bereits vor 
Inkrafttreten der in Z 3 angeführten Bestimmungen getroffen werden. 

 7. Für die erstmalige Ernennung des Präsidenten, des Vizepräsidenten und der 
sonstigen Mitglieder der Verwaltungsgerichte gilt Art. 134 Abs. 2 erster Satz 
zweiter Halbsatz und Art. 134 Abs. 3 erster Satz zweiter Halbsatz nicht. 

 8. Personen, die Mitglieder eines unabhängigen Verwaltungssenates oder einer in 
Anlage 2 lit. A genannten weisungsfrei gestellten Behörde sind und die sich 
um die Ernennung zum Mitglied desjenigen Verwaltungsgerichtes bewerben, 
auf das die Zuständigkeit der betreffenden Behörde gemäß Z 4 übergeht, 
haben Rechtsanspruch auf Ernennung zum Mitglied dieses 
Verwaltungsgerichtes. Durch Gesetz ist vorzusehen, dass die Ernennung einer 
im ersten Satz angeführten Person zum Mitglied des Verwaltungsgerichtes 
abgelehnt werden kann, wenn diese Person die persönliche oder fachliche 
Eignung für die Erfüllung der Aufgaben, die mit der vorgesehenen 
Verwendung verbunden sind, nicht erwarten lässt. Gegen eine ablehnende 
Entscheidung kann der Verwaltungsgerichtshof angerufen werden. Für die im 
ersten Satz genannten Personen gilt Art. 134 Abs. 2 letzter Satz und Art. 134 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Abs. 3 letzter Satz nicht. 

 9. Art. 139 Abs. 1 Z 2 und Art. 140 Abs. 1 Z 2 gilt nicht in Rechtssachen, in 
denen zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der in Z 3 angeführten Bestimmungen 
bereits eine Entscheidung eines letztinstanzlichen Gerichtes getroffen worden 
ist. 
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